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Satzung der Landeshauptstadt München  
über die Gebühren für den Besuch
der städtischen Kinderkrippen, Häuser für Kinder,  
Kindergärten, Horte und Tagesheime
(Kindertageseinrichtungsgebührensatzung)
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Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 1, 2 
Abs. 1 und Art. 8 Abs. 1 Satz 1 des Kommunalabgabengeset-
zes (KAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 04.04.1993 
(GVBI. S. 264, BayRS 2024-1-I), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 13.12.2016 (GVBI. S.351), folgende
Satzung:

§ 1 Gebührenerhebung

Die Landeshauptstadt München erhebt für den Besuch der 
Kinder in städtischen Kinderkrippen, Häusern für Kinder (Krip-
penkinder, Kindergartenkinder und Hortkinder), Kindergärten, 
Horten und Tagesheimen Besuchsgebühren und Verpfle-
gungsgeld.

§ 2 Besuchsgebühren

(1) Die Höhe der Besuchsgebühren beträgt für Kinder in Häu-
sern für Kinder bis zum Ende des Monats, der der Vollendung 
des dritten Lebensjahres vorhergeht und in Kinderkrippen

in der Buchungsstufe
1. von mehr als 3 Stunden bis zu 4 Stunden	 187 Euro;
2. von mehr als 4 Stunden bis zu 5 Stunden	 234 Euro;
3. von mehr als 5 Stunden bis zu 6 Stunden	 281 Euro;
4. von mehr als 6 Stunden bis zu 7 Stunden	 328 Euro;
5. von mehr als 7 Stunden bis zu 8 Stunden	 370 Euro;
6. von mehr als 8 Stunden bis zu 9 Stunden	 397 Euro;
7. von mehr als 9 Stunden	 421 Euro.

(2) Für den Besuch eines Hauses für Kinder wird ab dem Be-
ginn des Monats der Vollendung des dritten Lebensjahres bis 
zum Ende des Kindertageseinrichtungsjahres (31.08.), in dem 
die Schulpflicht begonnen hat (01.08), und in Kindergärten  
folgende Gebühr erhoben:

Buchungsstufe
1. von mehr als 3 Stunden bis zu 4 Stunden	 76 Euro;
2. von mehr als 4 Stunden bis zu 5 Stunden	 97 Euro;
3. von mehr als 5 Stunden bis zu 6 Stunden	 118 Euro;
4. von mehr als 6 Stunden bis zu 7 Stunden	 139 Euro;
5. von mehr als 7 Stunden bis zu 8 Stunden	 160 Euro;

Außerordentliche Bürgerversammlung des 5. Stadtbezirks – 
Au-Haidhausen	 193
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Amtsblatt_13.indd   177 08.05.17   14:53



Amtsblatt der Landeshauptstadt München – Nr. 13/2017

178

geldes zu entrichten. Das Verpflegungsgeld entfällt, wenn  
das Kind an mindestens 20 aufeinanderfolgenden Besuchs
tagen oder während des gesamten Monats nicht am Essen 
teilgenommen hat. Faschingsdienstag und der gesetzliche 
Feiertag Mariä Himmelfahrt, wenn er auf den Wochentag 
Montag bis Freitag fällt, gelten als Besuchstag im Sinne die-
ses Absatzes.

(5) Eine Ermäßigung nach Absatz 4 setzt voraus, dass das Es-
sen rechtzeitig vorher abbestellt wurde. In allen anderen Fällen 
muss das Verpflegungsgeld bezahlt werden, auch wenn das 
Kind nicht am Essen teilgenommen hat. Die Minderung des 
Verpflegungsgeldes erfolgt in dem Monat, in dem
das Kind die Einrichtung wieder besucht.

(6) Das Verpflegungsgeld wird gemindert, wenn das Essen 
fünf Tage vorher für den betreffenden Besuchstag von den 
Personensorgeberechtigten schriftlich abbestellt wurde. Die 
Abmeldung wirkt für den in der Abbestellung angegebenen 
Zeitraum. Im Krankheitsfall kann eine Abbestellung auch
noch für den gleichen Tag berücksichtigt werden, wenn un-
mittelbar nach Bekanntwerden der Erkrankung die Leitung 
der Einrichtung hierüber informiert wurde.

(7) Ferienbedingte und sonstige vorübergehende Schließun-
gen, sowie sonstige Ausfallzeiten (z. B. Urlaubsabwesenheit 
und Krankheit des Kindes ohne frist- und formgemäße Abbe-
stellung) berühren, soweit nicht in § 3 oder in § 11 eine abwei-
chende Regelung vorgesehen ist, nicht die Pflicht zur Zahlung 
des vollen Verpflegungsgeldes.

(8) Bei vom Referat für Bildung und Sport im Einzelfall zuge-
lassenen atypischen Besuchsarten und Buchungszeiten, bei 
denen regelmäßig nur an einigen Wochentagen eine Teilnah-
me am Mittagessen erfolgt, mindert sich die Pauschale nach 
§ 3 Absatz 4 anteilig wochenweise. Absatz 4 mit 7 gelten ent-
sprechend.

§ 4 Gebührenschuldner

Schuldner der Besuchsgebühren und des Verpflegungsgeldes 
sind die Personensorgeberechtigten oder, wenn die Anmel-
dung zulässigerweise durch und im Namen der Pflegeeltern 
erfolgt, die Pflegeeltern, und jeweils das Kind als Gesamt-
schuldner. Lebt das Kind mit einer bzw. einem Personensorge
berechtigten zusammen, so tritt diese bzw. dieser an die  
Stelle der Personensorgeberechtigten. Die mit dem Vater des 
Kindes nicht verheiratete Mutter erhält auf Antrag eine Be-
scheinigung über das Fehlen von Eintragungen im Sorgeregis-
ter. Diese Bescheinigung nach § 58 a des Achten Buches So-
zialgesetzbuch ist zum Nachweis des alleinigen Sorgerechts 
vorzulegen.

§ 5 Gebührenermäßigung

(1) Die Besuchsgebühr wird auf Antrag jeweils für die Dauer 
eines Kindertageseinrichtungsjahres (01.09. bis 31.08.) gemäß 
den Aufstellungen in den Anlagen 1, 2 oder 3, die Bestandteil 
der Satzung sind, ermäßigt, wenn die jährlichen Einkünfte der 
Gebührenschuldner im maßgeblichen Zeitraum zusammen 
nicht mehr als 60.000,-- Euro betragen.
Maßgeblich sind die Einkünfte des vorletzten Kalenderjahres, 
das vor dem Beginn des Kindertageseinrichtungsjahres
liegt, für das die Gebühren festzusetzen sind. Der Gebühren-
berechnung sind die addierten Einkünfte der Gebühren-
schuldner nach § 6 zugrunde zu legen. § 8 bleibt unberührt.

(2) Abweichend von Absatz 1 gilt für den Fall, dass alle Ge-
bührenschuldner nach § 4 aktuell Hilfe zum Lebensunterhalt 
nach §§ 27 ff. des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch oder 
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach § 19 
des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (Arbeitslosengeld II 

6. von mehr als 8 Stunden bis zu 9 Stunden	 181 Euro;
7. von mehr als 9 Stunden	 202 Euro.

(3) Die Besuchsgebühr für den Besuch eines Hauses für Kin-
der für schulpflichtige Kinder ab dem Beginn des Monats der 
Aufnahme des Unterrichts an, für den Besuch eines Tages
heimes und eines Hortes beträgt

in der Buchungsstufe
1. von mehr als 1 Stunde bis zu 2 Stunden	 107 Euro;
2. von mehr als 2 Stunden bis zu 3 Stunden	 116 Euro;
3. von mehr als 3 Stunden bis zu 4 Stunden	 121 Euro;
4. von mehr als 4 Stunden bis zu 5 Stunden	 136 Euro;
5. von mehr als 5 Stunden bis zu 6 Stunden	 151 Euro;
6. von mehr als 6 Stunden	 166 Euro.

(4) Innerhalb der Woche wechselnde Buchungszeiten werden 
zur Ermittlung der Buchungsstufe auf den Tagesdurchschnitt 
der 5-Tage-Woche umgerechnet.

(5) Die in Absatz 1 bis 3 genannten Gebühren sind monatlich 
zu entrichten. Ferienbedingte und sonstige vorübergehende 
Schließungen, sowie sonstige Ausfallzeiten (z. B. Urlaubsab-
wesenheit des Kindes, Krankheit) berühren, soweit nicht aus-
drücklich in § 11 eine abweichende Regelung vorgesehen ist, 
nicht die Pflicht zur Zahlung der vollen Besuchsgebühr.

§ 3 Verpflegungsgeld

(1) Für die Tagesverpflegung ist entsprechend der gewählten 
Besuchsart das Verpflegungsgeld zusätzlich zur Besuchsge-
bühr zu entrichten.

(2) Das tägliche Verpflegungsgeld beträgt in Häusern für Kin-
der bis zum Ende des Monats, der der Vollendung des dritten 
Lebensjahres vorhergeht, und in Kinderkrippen bei einer Bu-
chung

1. von täglich bis zu 6 Stunden	 3,55 Euro;
2. von täglich mehr als 6 Stunden	 3,85 Euro.

Liegt die Buchungszeit außerhalb der Mittagsessenszeit von 
11. 00 Uhr bis 13.00 Uhr, beträgt das tägliche Verpflegungs-
geld 1,85 Euro.

(3) Das tägliche Verpflegungsgeld beträgt bei Buchungen mit 
Mittagessen

1. �in „Häusern für Kindern mit durchgängigem Besuch ab dem 
Altersbereich bis 3 Jahren“

a) �bei Bemessung der Besuchsgebühr  
nach § 2 Absatz 2 	 4,25 Euro;

b) �bei Bemessung der Besuchsgebühr  
nach § 2 Absatz 3 	 4,45 Euro;

2. �in anderen Häusern für Kinder und in Kindergärten 
bei Bemessung der Besuchsgebühr  
nach § 2 Absatz 2	 3,75 Euro;

3. �in anderen Häusern für Kinder und in Horten/Tagesheimen 
bei Bemessung der Besuchsgebühr  
nach § 2 Absatz 3	 3,95 Euro.

(4) Das Verpflegungsgeld ist in einem Betrag für jeden Monat, 
pauschal für 20 Besuchstage, zu entrichten.
Nimmt das Kind an mindestens fünf aufeinanderfolgenden 
Besuchstagen nicht am Essen teil, wird das monatliche Ver-
pflegungsgeld um ein Viertel gemindert. Nimmt das Kind an 
mindestens zehn aufeinanderfolgenden Besuchstagen nicht 
teil, so beträgt das monatliche Verpflegungsgeld die Hälfte.
Bei Nichtteilnahme an mindestens 15 aufeinanderfolgenden 
Besuchstagen ist nur ein Viertel des monatlichen Verpflegungs-
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(7) Die Zentrale Gebührenstelle ist berechtigt, wenn eine ent-
sprechende Einwilligungserklärung vorliegt, im Fall des Be-
zugs von Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetz-
buch beim Jobcenter München oder im Fall des Bezugs von 
Leistungen nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch
im zuständigen Sozialbürgerhaus des Sozialreferats die erfor-
derlichen Daten über die Dauer der Weiterbewilligung der 
Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch bzw. 
dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch abzufragen. Dies dient 
der Prüfung, ob ein Anspruch auf Gebührenermäßigung
besteht.

(8) Die Kindertageseinrichtungsgebühren können auf Antrag 
ganz oder teilweise übernommen werden, wenn die Belastun-
gen durch die Gebühr den Eltern und dem Kind nicht zuzumu-
ten sind (§ 90 Abs. 3 des Achten Buches Sozialgesetzbuch).

§ 6 Einkünfte

(1) Als Einkünfte im Sinne des § 5 gelten:

1. �bei Personen, die zur Einkommensteuer veranlagt werden, 
der Gesamtbetrag der Einkünfte nach § 2 Abs. 3 Einkom-
mensteuergesetz gemäß dem Einkommensteuerbescheid 
sowie sämtliche vom Progressionsvorbehalt nach § 32 b 
Einkommensteuergesetz erfassten Einkünfte und Leistun-
gen; bei Personen, die nicht zur Einkommensteuer veranlagt 
werden, der Brutto-Jahresarbeitslohn gemäß elektroni-
scher Lohnsteuerbescheinigung abzüglich des Arbeitneh-
mer-Pauschbetrags nach § 9 a Einkommensteuergesetz.  
§ 2 Abs. 5 a Einkommensteuergesetz findet keine Anwen-
dung;

2. �bei Personen mit Einkünften, die nicht der deutschen Steuer-
pflicht unterliegen, auch die nicht zu einem Progressions-
vorbehalt führenden Einkünfte und Leistungen;

3. �Leistungen der Arbeitsförderung nach dem Dritten Buch 
Sozialgesetzbuch (z. B. Arbeitslosengeld) sowie ähnliche 
Leistungen (z.B. Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozi-
algesetzbuch), dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch, dem 
Asylbewerberleistungsgesetz etc., soweit diese nicht be-
reits in den Einkünften nach den Nummern 1 und 2 enthal-
ten sind;

4. �regelmäßig wiederkehrende Einnahmen und Zuwendungen 
(wie z. B. Schenkungen, Renten, Mutterschaftsgeld, Eltern-
geld, Betreuungsgeld, Unterhaltszahlungen, Leistungen 
nach dem Gesetz zur Sicherung des Unterhalts von Kin-
dern alleinstehender Mütter und Väter durch Unterhaltsvor-
schüsse oder -ausfallleistungen (Unterhaltsvorschussge-
setz) Zuschussleistungen nach dem Bundesgesetz über 
individuelle Förderung der Ausbildung (Bundesausbil-
dungsförderungsgesetz), etc., soweit diese nicht bereits in 
den Einkünften nach den Nummern 1 – 3 enthalten sind. 
Das Kindergeld nach dem Einkommensteuergesetz und 
dem Bundeskindergeldgesetz sowie das Landeserzie-
hungsgeld gelten nicht als Einkünfte. § 10 Abs. 6 des Ge-
setzes zum Elterngeld und zur Elternzeit (Bundeselterngeld- 
und Elternzeitgesetz) findet keine Anwendung.

(2) Die für die Gebührenermäßigung maßgeblichen Einkünfte 
sind bei Antragstellung durch geeignete Belege nachzuwei-
sen. Wurden Einkünfte aus mehreren Einkunftsarten gemäß 
Absatz 1 Nr. 1 – 4 bezogen, sind diese gesondert anzugeben 
und nachzuweisen.

§ 7 Geschwisterermäßigung

(1) Geschwisterkinder sind Kinder (auch Stief- oder Halbge-
schwister), die überwiegend und mit gleicher Hauptwohnung 
(§§ 21 f. Bundesmeldegesetz) innerhalb einer Familiengemein-

oder Sozialgeld) oder Leistungen nach dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz beziehen, dass das Verpflegungsgeld auf Antrag 
auf 1,00 € je Verpflegungstag und die Besuchsgebühr auf  
0,- Euro ermäßigt wird.
Die Besuchsgebühr und das Verpflegungsgeld werden dann, 
wenn die Gebührenschuldner Bewohnerinnen bzw. Bewohner 
von Gemeinschaftsunterkünften nach § 53 Asylgesetz sind, 
auf Antrag auf 0,- Euro ermäßigt. Jede Veränderung in den 
Einkünften oder der nach Satz 2 maßgeblichen Wohnungs
situation ist unverzüglich und unaufgefordert schriftlich mitzu-
teilen. Sonstige Nachweise sind auf Aufforderung innerhalb 
der gesetzten Frist vorzulegen.
Die Ermäßigung nach diesem Absatz wird, ggf. rückwirkend, 
ab Beginn des Monats aufgehoben, ab dem die Vorausset-
zungen der Ermäßigung nicht mehr vorliegen. Die Festsetzung 
erfolgt maximal für ein Kindertageseinrichtungsjahr, es muss 
jährlich ein Antrag gestellt werden.

(3) Jedem Antrag auf Gebührenermäßigung sind die gemäß  
§ 6 erforderlichen Belege beizufügen. Eine Ermäßigung erfolgt 
erst dann, wenn der vollständige Nachweis der maßgeblichen 
Einkünfte erbracht ist.

(4) Beim erstmaligen Eintritt eines Kindes in die Einrichtung 
kann die Besuchsgebühr vorläufig ermäßigt werden, wenn ein 
Antrag auf Gebührenermäßigung vorliegt, dem eine Schät-
zung der Antragsteller der für die Berechnung maßgeblichen 
Einkünfte beigefügt ist.
Für Kinder, die bereits im vorangegangenen Kindertagesein-
richtungsjahr eine städtische Kindertageseinrichtung besucht 
haben, ist die für das vorangegangene Kindertageseinrich-
tungsjahr festgesetzte Gebühr vorläufig bis zur Neufestsetzung 
weiter zu entrichten.
Diese vorläufige Ermäßigung ist auf die Zeit bis zum 31.12.  
begrenzt. Ist bis zu diesem Zeitpunkt noch keine endgültige 
Festsetzung bzw. Neufestsetzung aufgrund eines Antrags mit 
Vorlage der vollständigen Unterlagen erfolgt, wird rückwir-
kend zum Beginn des Kindertageseinrichtungsjahres die volle 
Gebühr geschuldet.

(5) Gebührenschuldnern, die im Zeitpunkt der Stellung des 
Antrags auf Gebührenermäßigung nach Absatz 1 aus Grün-
den, die sie nicht zu vertreten haben, die erforderlichen Bele-
ge noch nicht vorlegen können, kann die Gebühr auf geson-
derten Antrag bis zur Vorlage der erforderlichen Belege unter 
dem Vorbehalt des Nachweises der tatsächlichen Einkünfte 
vorläufig ermäßigt werden. Voraussetzung ist, dass die Ge-
bührenschuldner wahrheitsgemäße Angaben über die für die 
Gebührenfestsetzung maßgeblichen Einkünfte machen. Nach 
Erhalt der Unterlagen sind diese unaufgefordert und unver-
züglich bei der Zentralen Gebührenstelle vorzulegen. Ist dies 
bis zum Ende des folgenden Kindertageseinrichtungsjahres 
nicht geschehen, wird die nach diesem Absatz vorläufig
festgesetzte ermäßigte Gebühr rückwirkend aufgehoben, es 
sei denn, es wird vor dem Ende des folgenden Kindertages-
einrichtungsjahres glaubhaft gemacht, dass die Unterlagen 
immer noch nicht beigebracht werden können und die Verzö-
gerung von den Gebührenschuldnern nicht zu vertreten
ist. Die genannte Frist gilt auch dann, wenn das Kind vor Ab-
lauf der Frist aus der Einrichtung ausgeschieden ist.

(6) Gehen die vollständigen Antragsunterlagen bis zum Ende 
des Kindertageseinrichtungsjahres (31.08) bei der Landes-
hauptstadt München ein, wird rückwirkend zum Beginn des 
Kindertageseinrichtungsjahres die Gebühr ermäßigt, bei An-
trägen nach Absatz 2 jedoch frühestens ab dem Zeitpunkt
der tatsächlichen Änderung der Verhältnisse.
Gehen die Antragsunterlagen erst nach dem in Satz 1 ge-
nannten Zeitpunkt ein oder werden diese erst nach Ablauf 
dieser Frist vervollständigt, ist rückwirkend für das ganze Kin-
dertageseinrichtungsjahr die volle Gebühr nach § 2 und § 3 
fällig; ein Anspruch auf Gebührenermäßigung besteht nicht.
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schaft zusammen leben, und für die mindestens ein dort  
lebender Erwachsener eine Berücksichtigung nach § 32 des 
Einkommensteuergesetzes in Anspruch nehmen kann. Als 
Geschwisterkinder gelten auch Kinder, die in einem Heim oder 
Internat untergebracht sind, aber regelmäßig am Wochenende 
in der Familiengemeinschaft leben.

(2) Voraussetzung einer Geschwisterermäßigung ist, dass 
zwei oder mehrere Geschwisterkinder, die innerhalb einer Fa-
miliengemeinschaft leben und noch nicht das 14. Lebensjahr 
vollendet haben, gleichzeitig eine Kindertageseinrichtung im 
Sinne des Art. 2 des Bayerischen Kinderbildungs- und -be-
treuungsgesetzes oder eine vergleichbare Eltern-Kind-Initiative 
oder eine von der Landeshauptstadt München geförderte Mit-
tagsbetreuung nach Art. 31 Abs. 3 des Bayerischen Gesetzes
über das Erziehungs- und Unterrichtswesen für Grund- und 
Förderschüler der Jahrgangsstufe eins bis vier besuchen.

(3) Die gemäß Absatz 1 und Absatz 2 zu berücksichtigenden 
Geschwisterkinder werden dem Alter nach vom ältesten bis 
zum jüngsten zu berücksichtigenden Kind gereiht und alle er-
halten eine Ordnungsnummer. Bei zwei oder mehr am selben 
Tag geborenen Kindern erfolgt die Reihung nach den Buch-
staben des Vornamens.

(4) Kinder in städtischen Kindertageseinrichtungen, d. h. Kin-
der für die nach dieser Satzung Gebühren erhoben werden, 
erhalten entsprechend ihrer Ordnungsnummer folgende Er-
mäßigungen:

1. �Kind mit Ordnungsnummer 1: Reguläre Gebühr, keine  
Geschwisterermäßigung;

2. �Kind mit Ordnungsnummer 2: Die Besuchsgebühr wird um 
zwei Stufen ermäßigt;

3. �Kind mit Ordnungsnummer 3 oder höher : Die Besuchs
gebühr wird auf 0 ermäßigt.

(5) Der Besuch einer nichtstädtischen Einrichtung nach Ab-
satz 2 durch Geschwisterkinder ist durch eine Bestätigung 
der Betreuungseinrichtung nachzuweisen.

(6) Die Geschwisterermäßigung wird ab dem ersten des Mo-
nats, in dem die Voraussetzungen hierfür nicht mehr vorliegen, 
nicht mehr berücksichtigt. Änderungen sind unverzüglich  
mitzuteilen.

(7) Der Antrag auf Geschwisterermäßigung ist für jedes Kin-
dertageseinrichtungsjahr neu zu stellen. § 5 Absatz 3 und  
Absatz 6 gelten entsprechend.

§ 8 Pflegekinder, Heimkinder

(1) Die Besuchsgebühr für die Pflegekinder bemisst sich nach 
den Einkünften der Personensorgeberechtigten, wenn das 
Pflegekind im Auftrag der Personensorgeberechtigten in der 
Einrichtung untergebracht wurde. Im Übrigen bemisst sich  
die Besuchsgebühr nach dem Einkommen der Pflegeeltern.

(2) Als Pflegeeltern gelten diejenigen Personen, bei denen sich 
das Kind ständig aufhält und die tatsächlich für das Kind sorgen.

(3) Für Kinder, die aus Mitteln der Sozial- und Jugendhilfe in 
einem Heim untergebracht sind, entfällt die Besuchsgebühr 
und das Verpflegungsgeld. Für Pflegekinder, für die das 
Stadtjugendamt München Pflegegeld bezahlt, wird keine Be-
suchsgebühr und kein Verpflegungsgeld erhoben.

§ 9 Besondere sozialpädagogisch begründete Notlagen

Bei Vorliegen besonderer sozialpädagogisch begründeter 
Notlagen kann von der Besuchsgebühr und dem Verpfle-
gungsgeld auf Antrag der Bezirkssozialarbeit (BSA) für die 

Dauer eines Kindertageseinrichtungsjahres ganz oder teilweise 
befreit werden.
Der Antrag soll in der Regel vor Aufnahme des Kindes in die 
Einrichtung gestellt werden. Besucht das Kind bereits eine 
Einrichtung, so kann die Bezirkssozialarbeit bis zum 31.08. 
den Antrag rückwirkend für das laufende Kindertageseinrich-
tungsjahr stellen.

§ 10 Wechsel der besuchten Einrichtung oder der Gruppe 
während eines Kalendermonats

Tritt ein Kind während des Kalendermonats von einer städti-
schen Kindertageseinrichtung in eine andere städtische Kinder-
tageseinrichtung über oder wechselt es die Gruppe, so ist die 
Gebühr für und bei der überwiegend besuchten Einrichtung/
Gruppe und gemäß deren Buchungszeit zu entrichten. Kann 
kein Überwiegen festgestellt werden, ist die Gebühr für die 
erstbesuchte Einrichtung/Gruppe zu entrichten.

Im Übrigen ist die Änderung der Besuchszeit bzw. der Grup-
penart ab dem ersten des Monats zu berücksichtigen, in dem 
sie erfolgt.

§ 11 Höhe der Besuchsgebühr und des Verpflegungsgeldes 
bei Schließung, Härtefallregelung

(1) Wird eine Einrichtung ersatzlos geschlossen, verringert 
sich die Besuchsgebühr für jeden vollen Schließungstag um 
ein Zwanzigstel; ab 20 Schließungstagen entfällt eine Monats-
gebühr. Eine Minderung für mehr als 20 Schließungstage pro 
Monat ist nicht möglich. Die Minderung erfolgt für den Monat, 
in den die überwiegende Zahl der Schließungstage fällt, bei 
gleicher Anzahl der Tage in beiden Monaten für den Monat 
der Wiedereröffnung.

(2) Das Verpflegungsgeld wird für jeden vollen Tag der ersatz-
losen Schließung um ein Zwanzigstel gemindert. Das Verpfle-
gungsgeld entfällt, wenn das Kind an mindestens 20 Tagen  
eines Monats oder während des gesamten Monats nicht am 
Essen teilgenommen hat.
Eine Minderung des Verpflegungsgeldes für mehr als 20 
Schließungstage pro Monat ist auch in Kombination mit Ab-
meldungen nach § 3 Absatz 4 mit 7 nicht möglich.
Tage der ersatzlosen Schließung werden bei Ermittlung der 
Minderung des Verpflegungsgeldes nach § 3 Absatz 4 nicht 
als Besuchstage berücksichtigt. Abweichend hiervon werden 
die ersatzlosen Schließungstage als Besuchstage gezählt, 
wenn dies für die Gebührenschuldner günstiger ist.

(3) Die Möglichkeit der Inanspruchnahme eines Platzes in  
einer anderen Gruppe der gleichen Einrichtung oder in einer 
anderen städtischen Einrichtung ist Ersatz im Sinne von Ab-
satz 1 und Absatz 2. Darüber hinaus zählen die regulären 
jährlichen Schließungstage, einschließlich der zulässigen
Klausur- und Fenstertage, für Kinder vor Vollendung des drit-
ten Lebensjahres auch ohne Ersatzangebot, nicht als ersatz-
lose Schließungstage.

(4) In Härtefällen kann die Gebühr ermäßigt werden.

§ 12 Entstehung der Zahlungsverpflichtung und Fälligkeit

Die Besuchsgebühr und das Verpflegungsgeld entstehen 
erstmals mit der Aufnahme des Kindes in die Einrichtung, im 
Übrigen fortlaufend mit Beginn eines Kalendermonats. Bei 
Aufnahme oder Ausscheiden des Kindes während eines  
Monats ist für diesen Monat die volle Gebühr zu entrichten.
Die Besuchsgebühr und das Verpflegungsgeld werden jeweils 
für einen Kalendermonat im Nachhinein am 20. des auf den 
Besuchsmonat folgenden Monats fällig. Die genannten Ge-
bühren sind monatlich zu entrichten.
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Die Gebührenschuldner sind verpflichtet, der Landeshaupt-
stadt München eine Einziehungsermächtigung für ihr Konto zu 
erteilen oder die Beträge unter Angabe der Kassenkontonum-
mer bei Geldinstituten oder bei der Stadtkasse einzuzahlen. 
Eine Barzahlung in der Einrichtung ist nicht möglich.

§ 13 Inkrafttreten; Außerkrafttreten von Vorschriften

Diese Satzung tritt am 31. August 2017 in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Satzung der Landeshauptstadt München 
über die Gebühren für den Besuch der städtischen Kinder-
krippen, Kindertageszentren, Kooperationseinrichtungen,  
Kindertagesstätten und Tagesheime (Kindertageseinrichtungs
gebührensatzung) vom 31.07.2006 (MüABI. S. 268), zuletzt
geändert durch Satzung vom 13.08.2015 (MüABI. S. 273),  
außer Kraft.

Der Stadtrat hat die Satzung am 05.04.2017 beschlossen.

München, 21. April 2017	 Dieter Reiter
		  Oberbürgermeister

Anlage 1 zur Kindertageseinrichtungsgebührensatzung
Plätze für Kinder in Häusern für Kinder bis zum Ende des Mo-
nats, der der Vollendung des dritten Lebensjahres vorhergeht, 
und in Kinderkrippen (Krippenplätze):

Einkünfte 
Euro

bis 4 
Std.

bis 5 
Std.

bis 6 
Std.

bis 7 
Std.

bis 8 
Std.

bis 9 
Std.

über 9 
Std.

bis 15.000 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

bis 20.000 6,00 11,00 16,00 21,00 26,00 31,00 36,00

bis 25.000 25,00 33,00 41,00 47,00 55,00 63,00 68,00

bis 30.000 52,00 65,00 78,00 91,00 102,00 109,00 115,00

bis 35.000 78,00 97,00 116,00 135,00 152,00 161,00 166,00

bis 40.000 97,00 120,00 143,00 166,00 186,00 198,00 208,00

bis 45.000 115,00 143,00 171,00 199,00 224,00 240,00 252,00

bis 50.000 132,00 165,00 198,00 231,00 260,00 278,00 293,00

bis 55.000 150,00 188,00 226,00 264,00 298,00 317,00 334,00

bis 60.000 169,00 211,00 253,00 295,00 332,00 354,00 373,00

über 
60.000 187,00 234,00 281,00 328,00 370,00 397,00 421,00

Anlage 2 zur Kindertageseinrichtungsgebührensatzung
Plätze in einem Haus für Kinder ab dem Beginn des Monats 
der Vollendung des dritten Lebensjahres bis zum Ende des 
Kindertageseinrichtungsjahres (31.08.), in dem die Schulpflicht 
begonnen hat (01.08) und in Kindergärten (Kindergartenplätze):

Einkünfte 
Euro

bis 4 
Std.

bis 5 
Std.

bis 6 
Std.

bis 7 
Std.

bis 8 
Std.

bis 9 
Std.

über 9 
Std.

bis 15.000 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

bis 20.000 17,00 20,00 23,00 26,00 29,00 32,00 35,00

bis 25.000 24,00 29,00 34,00 39,00 44,00 49,00 54,00

bis 30.000 32,00 39,00 46,00 53,00 60,00 67,00 74,00

bis 35.000 41,00 50,00 59,00 68,00 77,00 86,00 95,00

bis 40.000 50,00 61,00 72,00 83,00 94,00 105,00 116,00

bis 45.000 55,00 68,00 81,00 94,00 107,00 120,00 133,00

bis 50.000 60,00 75,00 90,00 105,00 120,00 135,00 150,00

bis 55.000 65,00 82,00 99,00 116,00 133,00 150,00 167,00

bis 60.000 71,00 90,00 109,00 128,00 147,00 166,00 185,00

über 
60.000 76,00 97,00 118,00 139,00 160,00 181,00 202,00

Anlage 3 zur Kindertageseinrichtungsgebührensatzung
Plätze in einem Haus für Kinder für schulpflichtige Kinder ab 
dem Beginn des Monats der Aufnahme
des Unterrichts, in einem Tagesheim oder einem Hort
(Hort-/Tagesheimplätze):

Einkünfte 
Euro

bis 2 
Stunden

bis 3 
Stunden

bis 4 
Stunden

bis 5 
Stunden

bis 6 
Stunden

bis 9 
Stunden

bis 15.000 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

bis 20.000 22,00 25,00 28,00 31,00 34,00 37,00

bis 25.000 33,00 36,00 39,00 42,00 45,00 48,00

bis 30.000 44,00 48,00 52,00 56,00 60,00 64,00 

bis 35.000 57,00 61,00 65,00 69,00 73,00 77,00

bis 40.000 70,00 74,00 78,00 82,00 86,00 90,00

bis 45.000 83,00 87,00 91,00 95,00 99,00 103,00

bis 50.000 94,00 98,00 102,00 106,00 110,00 114,00

bis 55.000 98,00 102,00 112,00 117,00 121,00 125,00

bis 60.000 102,00 107,00 117,00 128,00 132,00 136,00

über 60.000 107,00 116,00 121,00 136,00 151,00 166,00

Satzung über den Besuch der Kinderkrippen, Häuser für 
Kinder, Kindergärten und Horte der Landeshauptstadt 
München (Kindertageseinrichtungssatzung)

vom 21. April 2017

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 23 
und 24 Abs. 1 Nr. 1 der Gemeindeordnung für den Freistaat 
Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom
22.08.1998 (GVBI. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 13.12.2016 (GVBI. S. 335), folgende Sat-
zung:

§ 1 Einrichtungsarten und Angebotsformen, Begriffs­
bestimmungen

(1) Städtische Kinderkrippen, Häuser für Kinder, Kindergärten 
und Horte (Kinderhorte sowie Kinder- und Jugendhorte) sind 
Kindertageseinrichtungen zur regelmäßigen Bildung, Erzie-
hung und Betreuung von Kindern gemäß Art. 2 Abs. 1 des 
Bayerischen Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes.

(2) In Kinderkrippen werden Kinder ab dem Alter von acht  
Wochen bis zum Ende des Kindertageseinrichtungsjahres
betreut, in dem das dritte Lebensjahr vollendet wird.

(3) In Kindergärten werden Kinder vom vollendeten dritten  
Lebensjahr bis zum Ende des Kindertageseinrichtungsjahres
betreut (31.08.), in dem die Schulpflicht begonnen hat (01.08). 
Kinder, die am 1. September mindestens zwei Jahre und zehn 
Monate alt sind, werden der Altersgruppe der Dreijährigen zu-
gerechnet.
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(4) In Kinderhorten werden schulpflichtige Kinder der Jahr-
gangsstufen eins bis vier ab dem Beginn des Monats der Auf-
nahme des Unterrichts betreut.

(5) In Kinder- und Jugendhorten werden schulpflichtige Kinder 
ab der Jahrgangsstufe fünf bis zur Vollendung des 14. Lebens-
jahres betreut.

(6) In Häusern für Kinder werden Kinder aus verschiedenen 
Altersgruppen betreut. Altersgruppen der Häuser für Kinder 
sind:

1. Altersbereich bis drei Jahre (Kinderkrippe)
für Kinder ab einem Alter von acht Wochen bis zum Ende des 
Kindertageseinrichtungsjahres, in dem das dritte Lebensjahr 
vollendet wird;

2. Altersbereich drei bis sechs Jahre (Kindergarten) 
für Kinder vom vollendeten dritten Lebensjahr bis zum Ende 
des Kindertageseinrichtungsjahres (31.08), in dem die Schul-
pflicht begonnen hat (01.08);

3. Altersbereich Schulkinder (Hort)
für schulpflichtige Kinder der Jahrgangsstufen eins bis vier ab 
dem Monat der Aufnahme des Unterrichts.

Ein Haus für Kinder, das den Altersbereich bis drei Jahre  
(Kinderkrippe) mit umfasst, ist ein „Haus für Kinder mit durch-
gängigem Besuch ab dem Altersbereich bis drei Jahren“. An-
dere Häuser für Kinder haben den Altersbereich drei bis sechs 
Jahre (Kindergarten) und den Altersbereich Schulkinder  
(Hort).

Beim Wechsel zwischen den Altersbereichen ist in allen Häu-
sern für Kinder das Auswahlverfahren erneut zu durchlaufen.  
Die Kinder müssen für den Weiterbesuch neu angemeldet 
werden, ansonsten endet die Zugehörigkeit zur Einrichtung 
spätestens mit dem Ende der Zugehörigkeit zu dem im jeweili-
gen Altersbereich betreuten Nutzerkreis.

(7) In allen Einrichtungsarten können in den vom Referat für 
Bildung und Sport/KITA benannten Kindertageseinrichtungen 
Kinder anderer Altersgruppen aufgenommen und/oder weiter 
betreut werden.

(8) In allen Einrichtungsarten werden zur gemeinsamen Förde-
rung Plätze für Kinder mit Behinderung und Kinder, die von 
Behinderung bedroht sind, angeboten.

(9) Modellversuche können durchgeführt werden. In diesen 
Fällen kann von den Regelungen in dieser Satzung abgewi-
chen werden.

(10) Eine Abweichung von den in dieser Satzung festgelegten 
Regelungen ist außerhalb von Modellversuchen in begründe-
ten Ausnahmefällen durch das Referat für Bildung und Sport/
KITA möglich. Ein begründeter Ausnahmefall kann insbeson-
dere vorliegen, wenn die dauerhafte Erfüllung der Fördervor-
aussetzungen, etwa nach Art. 2 des Bayerischen Kinderbil-
dungs- und -betreuungsgesetzes oder § 17 der Verordnung 
zur Ausführung des Bayerischen Kinderbildungs- und -be-
treuungsgesetzes, sonst nicht mit hinreichender Sicherheit 
gewährleistet werden kann.

(11) Pflegepersonen und Heimerzieherinnen/Heimerzieher, die 
zur Vertretung in der Ausübung der elterlichen Sorge berech-
tigt sind, stehen Personensorgeberechtigten im Rahmen ihrer 
Vertretungsmacht gleich.

(12) Das Kindertageseinrichtungsjahr beginnt am 01.09. und 
endet am 31.08. des darauf folgenden Kalenderjahres.

§ 2 Grundsätze der Platzvergabe

(1) Verfügbar sind freie· Plätze, für die keine Belegrechte be-
stehen. Sind nicht genügend freie Plätze verfügbar, richtet 
sich die Vergabe zunächst nach den Rangstufen, innerhalb 
der Rangstufen nach den Dringlichkeitsstufen.

(2) In besonderen Fällen kann von den Rang- und Dringlich-
keitsstufen abgewichen werden. Die Entscheidung trifft das 
Referat für Bildung und Sport/KITA.

(3) Das Referat für Bildung und Sport/KITA kann in einzelnen 
städtischen Kindertageseinrichtungen Plätze für Kinder, de-
nen der Rechtsanspruch nach § 24 Abs. 2 und Abs. 3 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch zusteht, als Übergangsplät-
ze zur Erfüllung des Rechtsanspruchs reservieren und vorran-
gig belegen. Übergangsplätze dienen zur Sicherung der Über-
gangsbetreuung bis ein anderer rechtsanspruchserfüllender
Platz angeboten/nachgewiesen wird. Absatz 1 Satz 2, § 5 Ab-
satz 1 und § 5 Absatz 3 finden keine Anwendung.

(4) Für Kinder, die gemäß Vorschlag des Sozialreferats wegen 
ihrer sozialpädagogisch hohen Dringlichkeit der Betreuung 
besonders bedürfen, steht in den Kindertageseinrichtungen 
ein Platzkontingent zur Verfügung. Begründete Ausnahmen 
hiervon sind möglich. Die Aufnahme setzt voraus, dass das 
Sozialreferat der Einrichtung die für die Betreuung notwendi-
gen Informationen übermittelt.

(5) Für Kinder mit Behinderung oder drohender Behinderung, 
denen ein Anspruch auf Eingliederungshilfe nach § 53 Abs. 1 
des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch oder nach § 35 a des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch zur Betreuung in einer Kin-
dertageseinrichtung zusteht, stehen in benannten Kinderta-
geseinrichtungen integrative Platzkontingente zur Verfügung.
Die Betreuung dort setzt voraus, dass die Voraussetzungen 
des Art. 21 Abs. 5 Satz 2, Spiegelstrich 4 oder 5 des Bayeri-
schen Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes vorliegen, 
insbesondere die zuständigen Stellen die integrativen Maß-
nahmen in der Einrichtung bewilligen und Leistungen hierfür 
erbringen. Sind nicht genügend ausgewiesene integrative 
Plätze verfügbar, erfolgt die Platzvergabe unter pädagogi-
schen Gesichtspunkten insbesondere unter Beachtung des 
Kindeswohls. Dabei werden sowohl die individuellen Bedarfe 
des Kindes als auch die der bereits aufgenommenen Kinder 
berücksichtigt.

(6) Im Rahmen der verfügbaren Plätze werden grundsätzlich 
nur Kinder aufgenommen, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
und die Hauptwohnung in München haben (Münchner Kinder).
Die Aufnahme von Kindern mit Hauptwohnung und/oder dem 
gewöhnlichem Aufenthalt außerhalb Münchens setzt voraus, 
dass das Referat für Bildung und Sport/KITA dies genehmigt.
Das Referat für Bildung und Sport/KITA kann Kinder, die ihre 
Hauptwohnung oder gewöhnlichen Aufenthalt in München ha-
ben, mit Münchner Kindern gleichstellen, etwa wenn ein 
Rechtsanspruch nach § 24 des Achten Buches Sozialgesetz-
buch gegen die Landeshauptstadt München besteht.
Kinder, die weder Münchner Kinder nach Satz 1 sind, noch 
diesen nach Satz 3 gleichgestellt worden sind, d.h  insbeson-
dere alle Kinder, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt und 
Hauptwohnung nicht in München haben, können nur aufge-
nommen werden, wenn keine weiteren Anmeldungen für 
Münchner Kinder vorliegen. Die Aufnahme dieser Kinder  
erfolgt widerruflich. Sie kann widerrufen werden  wenn und 
sobald der Platz für ein Münchner Kind benötigt wird.

(7) Eine regelmäßige Aufnahme von Kindern für einige Tage in 
der Woche oder Zeiten für weniger als einen Monat oder für 
wesentlich von der Öffnungszeit bzw. den zugelassenen  
Buchungszeiten abweichende Zeiten ist grundsätzlich nicht 
möglich. Dies gilt nicht für Modellversuche nach § 1 Abs  9 
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und bei Übergangsplätzen nach § 2 Abs. 3. Über weitere Aus-
nahmen in begründeten Einzelfällen entscheidet das Referat 
für Bildung und Sport/KITA. Dies gilt insbesondere für die 
Aufnahme von anderen Kindern der jeweiligen Schule in Hor-
ten oder auf Plätzen des Altersbereichs Schulkinder in Häu-
sern für Kinder jeweils als Kurzzeitbucher in den Ferien.

(8) Bei der Vergabe von Hortplätzen werden Kinder, die zum 
Zeitpunkt der Anmeldung noch keine Sprengelkinder sind, 
aber glaubhaft machen, dass sie bis zum Beginn des Unter-
richts (durch Umzug etc.) zu Sprengelkindern werden, bei der 
Auswahl Sprengelkindern gleichgestellt. Die Aufnahme kann 
aber erst erfolgen, wenn die Sprengelzugehörigkeit tatsäch-
lich nachgewiesen ist. Die Plätze werden nur bis zum letzten 
Ferientag vor Beginn des Unterrichts reserviert. Wenn nicht 
spätestens bis dahin die Sprengelzugehörigkeit nachgewie-
sen worden ist, erlischt die Zusage und der Platz wird gemäß 
der dann aktuellen Anmeldeliste vergeben.

§ 3 Rangstufen

Die Rangstufen gelten in der aufgeführten Reihenfolge.

1. Rangstufe 1:
In allen Kindertageseinrichtungen mit mindestens zwei Alters-
bereichen gilt:

a) �Kinder, die in einer Einrichtwng den Altersbereich bis drei 
Jahre besuchen, können in dieser vorrangig in den Alters-
bereich drei bis sechs Jahre überwechseln;

b) �Kinder, die in einer Einrichtung den Altersbereich drei bis 
sechs Jahre besuchen, können in dieser vorrangig in den  
Altersbereich ab sechs Jahre überwechseln, wenn sie im 
zugehörigen Grundschulsprengel ihre Hauptwohnung haben.

2. Rangstufe 2:
In allen Kindertageseinrichtungen werden die Plätze vorrangig 
an die Kinder vergeben, die im Vorjahr bereits einen Platz in 
derselben Einrichtung erhalten hatten und bis zum Ablauf von 
acht Wochen nach erstmaligem Eintritt in die Einrichtung 
durch Abmeldung aus pädagogischen Gründen ausgeschie-
den sind. Die von der Aufnahme in die Schule zu rückgestell-
ten Kinder sind ab dem Erlass des Zurückstellungsbescheids 
gleichgestellt.

3. Rangstufe 3:
Hortplätze/Plätze für Schulkinder werden vorrangig an Kinder 
vergeben, die im jeweils zugeordneten Schulsprengel woh-
nen.

4. Rangstufe 4:
Darüber hinaus verfügbare Plätze werden auf die Alters- oder 
Jahrgangsstufen nach Hauskonzeption verteilt. Kinder, die am 
1. September zwei Jahre und zehn Monate alt sind, werden 
für Kinde rgartenplätze/Altersbereich drei bis sechs Jahre der 
Altersgruppe der Dreijährigen zugerechnet.

5. Rangstufe 5:
Darüber hinaus verfügbare Plätze können im Einzelfall nach 
Genehmigung durch das Referat für Bildung und Sport/KITA 
durch jüngere oder ältere Kinder belegt werden.

§ 4 Dringlichkeitsstufen

(1) Sind nicht genügend freie Plätze vorhanden, um alle Kinder 
der gleichen Rangstufe mit Plätzen zu versorgen, ist innerhalb 
der Rangstufen nach Dringlichkeitsstufen auszuwählen.
Lebt das Kind nur mit einer bzw. einem Personensorgeberech-
tigten zusammen, tritt diese bzw. dieser bei der Ermittlung der 
Dringlichkeitsstufe an die Stelle der Personensorgeberechtig-
ten. Wenn bei mehreren Personensorgeberechtigten diese 

unterschiedlichen Dringlichkeitsstufen zuzurechnen sind, gilt 
die niedrigere Dringlichkeitsstufe.
Innerhalb der gleichen Dringlichkeitsstufe haben Kinder den 
Vorrang, deren Geschwisterkind bereits in der Einrichtung ist 
und zum Zeitpunkt des Eintritts noch mindestens fünf Monate 
die Einrichtung besuchen wird.
Die Dringlichkeitsstufen gelten in der aufgeführten Reihenfolge.

1. Dringlichkeitsstufe A
Kinder, bei denen beide Personensorgeberechtigten erwerbs-
tätig sind oder sich in einer beruflichen Bildungsmaßnahme,  
in der Schulausbildung oder Hochschulausbildung befinden, 
soweit dies den Besuch der Kindertageseinrichtung erforder-
lich macht, gehören der Dringlichkeitsstufe A an.

Innerhalb der Dringlichkeitsstufe werden die Plätze nach ei-
nem Punktesystem anhand von pauschalierter Lage und Um-
fang der Wochenarbeitszeit inklusive Pausen- und Wegezeit 
im Verhältnis zu den vom Referat für Bildung und Sport/KITA 
festgelegten Hauptnutzungszeiten der jeweiligen Platzart ver-
geben. Ein höherer Punktewert bedeutet eine höhere Dring-
lichkeit. Für die Einordnung des Kindes in die Dringlichkeits-
stufe ist bei zwei Personensorgeberechtigten die/der 
Personensorgeberechtigte mit der niedrigeren Punktezahl 
maßgeblich.

Der Punktewert errechnet sich aus der maßgeblichen Arbeits-
zeit, d. h. der anrechenbaren Wochenarbeitszeit (maximal  
39 Wochenstunden) zuzüglich einer pauschalierten Pausen-
zeit von 30 Minuten und einer pauschalierten Wegezeit von  
jeweils 30 Minuten für Hin- und Rückweg für jeden Arbeitstag 
von Montag bis Freitag. Bei der Lage der Arbeitszeit wird  
zwischen regelmäßig vormittags (bis 13.30 Uhr), regelmäßig 
nachmittags (ab 13.30 Uhr) oder beidem unterschieden. Eine 
Wochenarbeitsstunde ergibt einen Punkt, die pauschalierte 
Pausenzeit von 30 Minuten und die pauschalierten Wegezeit 
von jeweils 30 Minuten für Hin- und Rückweg ergeben insge-
samt 1,5 Punkte je Arbeitstag von Montag bis Freitag. Aus  
der Lage der Hauptnutzungszeiten einer Platzart im Verhältnis 
zu Vormittag/Nachmittag ergibt sich ein Quotient, mit dem die 
maßgebliche Arbeitszeit gemäß ihrer Verteilung auf Vor-/
Nachmittag jeweils anteilig angerechnet wird.

Berechnungsmodus:
Platzart je nach Anteil der Hauptnutzungszeit an Vor- und 
Nachmittag (Anteil Vormittag y %, Anteil Nachmittag z %):
Wenn Auswahl vormittags: 
(Wochenstunden + (Arbeitstage x 1,5)) x y % = Punktewert
Wenn Auswahl nachmittags: 
(Wochenstunden + (Arbeitstage x 1,5)) x z % = Punktewert
Wenn Auswahl vormittags und nachmittags: 
(Wochenstunden + (Arbeitstage x 1,5)) = Punktewert

2. Dringlichkeitsstufe B
Kinder, bei denen beide Personensorgeberechtigten arbeits-
suchend sind und/oder Leistungen zur Eingliederung in Arbeit 
im Sinne des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch erhalten, ge-
hören der Dringlichkeitsstufe B an.
Arbeitssuchend im Sinne dieser Satzung sind Personensorge-
berechtigte, für die eine Bestätigung des Job-Centers ausge-
stellt ist, dass sie der Arbeitsvermittlung zur Verfügung stehen.

3. Dringlichkeitsstufe C
Kinder, die im Interesse der sozialen Integration der Betreu-
ung in der Einrichtung bedürfen, sind der Dringlichkeitsstufe C 
zuzurechnen.

(2) Eine zukünftige Zuordnung zu einer Dringlichkeitsstufe ist 
bei der Platzvergabe zu berücksichtigen, sofern diese Dring-
lichkeit glaubhaft gemacht wird. Die Aufnahme des Kindes 
kann widerrufen werden, wenn nicht innerhalb einer Frist von 
zwei Monaten nach dem vorgesehenen Eintrittszeitpunkt
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(4) Mündliche Absprachen mit der Leitung über den genauen 
Eintrittstermin sind möglich. Kommt das Kind zum vorgegebe-
nen Termin ohne rechtzeitige hinreichende schriftliche Ent-
schuldigung nicht in die Einrichtung, erlischt die Zusage und 
der Platz wird anderweitig vergeben.

(5) Die Zusage erfolgt unter dem Vorbehalt, dass die Kinderta-
geseinrichtung dem Bedarf des Kindes gerecht wird und das 
Kind für den Besuch der Einrichtung geeignet ist. Die Kinder-
tageseinrichtung kann bei Eintritt des Kindes eine aktuelle 
ärztliche Bescheinigung verlangen. Das Referat für Bildung 
und Sport/KITA legt fest, zu welchen im Zusammenhang mit 
der Betreuung stehenden Fragen detailliertere Aussagen und 
Nachweise erforderlich sind.
Die Zusage erfolgt unter dem weiteren Vorbehalt, dass bis 
zum Eintritt des Kindes keine Ausschlussgründe vorliegen 
und kein für diese Einrichtung wirksamer Ausschluss besteht.

(6) Die Personensorgeberechtigten sind verpflichtet, Umfang 
und Lage der Buchungszeit im Rahmen der Wahlmöglichkei-
ten nach §§ 8 und 9 schriftlich zu bestimmen. Falls keine 
schriftliche Bestimmung durch die Personensorgeberechtig-
ten erfolgt, wird dies vom Referat für Bildung und Sport/KITA 
festgelegt.

§ 6 Wechsel der Buchungszeit, Ausscheiden und Abmel­
dung

(1) Ein Wechsel der Buchungszeit im Rahmen der Öffnungs-
zeit ist auf schriftlichen Antrag bei Zustimmung der Einrich-
tungsleitung möglich. Der Antrag ist mit einer Frist von zwei 
Wochen zum Monatsende zu stellen.

(2) Die Aufnahme erfolgt unbefristet. Das Kind scheidet aus 
durch Abmeldung, Ausschluss oder wenn es nicht mehr zum 
Nutzerkreis des jeweiligen Betreuungsbereichs gehört.
Der Weiterbesuch durch ältere Kinder ist im Einzelfall möglich. 
Er wird jeweils befristet vom Referat für Bildung und Sport/
KITA genehmigt. 

(3) Kinder auf Übergangsplätzen scheiden am Ende des Ka-
lendermonats aus, in dem die Frist zur Annahme des Ange-
bots auf einen anderen rechtsanspruchserfüllenden Betreu-
ungsplatz abgelaufen ist. Bei Annahme des Angebots durch 
die Personensorgeberechtigten kann im Einvernehmen mit
dem Referat für Bildung und Sport/KITA und der aufnehmen-
den Einrichtung oder Tagespflegestelle die Nutzung des Über-
gangsplatzes befristet verlängert werden.

(4) Die Abmeldung eines Kindes seitens der Personensorge-
berechtigten muss schriftlich mit einer Frist von vier Wochen 
zum Ende des Kalendermonats erfolgen. Eine kürzere Abmel-
defrist wird nur in begründeten Ausnahmefällen anerkannt.

§ 7 Ausschluss

(1) Ein Kind kann vom weiteren Besuch einzelner, mehrerer 
oder aller städtischen Kindertageseinrichtungen, einschließ-
lich der Tagesheime, vorübergehend oder dauerhaft ausge-
schlossen werden, wenn

1. �das Kind über zwei Wochen ununterbrochen ohne vorherige 
hinreichende Entschuldigung fehlt,

2. �das Kind die Einrichtung nicht regelmäßig besucht oder 
wenn die Nutzung in erheblichem Umfang von der gebuch-
ten Zeit abweicht,

3. �das Kind wiederholt nicht pünktlich in die Einrichtung kam 
oder nicht rechtzeitig die Einrichtung verlassen hat, insbe-
sondere wenn wiederholt die Kernzeiten, die Öffnungszeiten 
oder die Buchungszeiten nicht eingehalten wurden,

nachgewiesen wird, dass nun aktuell die geltend gemachte 
Dringlichkeit in vollem Umfang besteht. Im Übrigen ist für die 
Zuordnung zu den Dringlichkeitsstufen der Stichtag nach § 5 
Absatz 1, bei späterer Anmeldung nach dem Stichtag der 
Zeitpunkt der Geltendmachung ausschlaggebend.

§ 5 Anmeldeverfahren und Aufnahme

(1) Das Kind kann jeweils bis zum ortsüblich bekannt gemach-
ten Stichtag für das kommende Kindertageseinrichtungsjahr
(01.09. – 31.08.) angemeldet werden.
Die Anmeldung erfolgt durch die Personensorgeberechtigten 
mit Hilfe des speziell hierfür im Internet von der Landeshaupt-
stadt München bereitgestellten Anmeldeverfahrens oder 
schriftlich in der jeweiligen Einrichtung. Alle Anmeldungen, die 
spätestens zu diesem Stichtag eingehen, gelten als gleichzei-
tig eingegangen. Bei der Erstvergabe wird unter diesen Kin-
dern ausgewählt. Eine spätere Anmeldung nach diesem Stich-
tag ist möglich, das Kind wird entsprechend seiner Rang- und 
Dringlichkeitsstufe auf die Anmeldeliste für das betreffende 
Kindertageseinrichtungsjahr gesetzt. Bei freiwerdenden Plät-
zen erfolgt die Aufnahme nach den in §§ 2 mit 4 festgehalte-
nen Regelungen.

(2) Die Personensorgeberechtigten sind verpflichtet, bei der 
Anmeldung Angaben zur Person und, falls die Einstufung in 
eine der Rang- und Dringlichkeitsstufen gewünscht wird, die 
hierzu notwendigen vollständigen und wahrneitsgemäßen An-
gaben zu machen und auf Aufforderung der Einrichtung ent-
sprechende Nachweise vorzulegen. Sie sind verpflichtet, auf 
Aufforderung auch alle weiteren Angaben zu machen und ent-
sprechende Unterlagen und Nachweise beizubringen, die vom
Träger zur Erfüllung seiner Pflichten und zur Sicherung der 
Refinanzierung benötigt werden. Die Aufnahme kann abge-
lehnt oder widerrufen werden, wenn die geforderten Unterla-
gen nicht fristgerecht bis zu dem jeweils gesetzten Termin 
vorgelegt werden oder sich hieraus ergibt, dass die geplante 
Belegung mit den vorhandenen Mitteln nicht möglich ist.

(3) Über die Aufnahme (Zusage) der angemeldeten Kinder ent-
scheidet zum nächstmöglichen Zeitpunkt die Leitung der Ein-
richtung oder deren Vertretung. Die Gründe für die getroffene 
Entscheidung sind festzuhalten.
Die Platzzusage erfolgt in der Regel schriftlich. Mit der Zusage 
wird ein Rückmeldetermin mitgeteilt.
Erfolgte die Anmeldung unter Nutzung des speziell hierfür im 
Internet von der Landeshauptstadt München bereitgestellten 
Anmeldeverfahrens, erfolgt die Zusage zusätzlich auch über 
den in diesem Verfahren eingerichteten Nutzeraccount. Es 
wird in diesem Fall ergänzend eine Bestätigungsfrist festge-
legt.
Wenn der den Personensorgeberechtigten mitgeteilte Rück-
meldetermin für die Bestätigung der Platzannahme nach einer 
Zusage nicht eingehalten wird oder der Platz seitens der Per-
sonensorgeberechtigten abgesagt wird, erlischt die Zusage 
und das Kind wird nach diesem Termin für das betreffende 
Kindertageseinrichtungsjahr nicht weiter auf der Anmeldeliste 
dieser Einrichtung geführt.
Wenn eine Zusage aufgrund einer Anmeldung unter Nutzung 
des speziell hierfür im Internet von der Landeshauptstadt Mün-
chen bereitgestellten Anmeldeverfahrens erfolgt, erlöschen mit 
einer Bestätigung der Platzannahme auch eines nicht-städti-
schen Platzes alle andere Anmeldungen für städtische Plätze.

Diese Bestätigung der Platzannahme, auch bei Annahme ei-
nes nicht-städtischen Platzes, gilt als Absage seitens der Per-
sonensorgeberechtigten hinsichtlich aller anderen noch nicht 
erloschenen Zusagen für städtische Plätze, sofern nicht bereits 
vorher eine Rückmeldung erfolgt ist. Bei erneuter Anmeldung 
wird das Kind entsprechend seiner Rang- und Dringlichkeits-
stufe auf die Anmeldeliste für das betreffende Kindertagesein-
richtungsjahr gesetzt.
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4. �wenn die Hauptwohnung oder der gewöhnliche Aufenthalt 
des Kindes nicht oder nicht mehr in München liegt,

5. �nachträglich geforderte Unterlagen nach § 5 Absatz 2 nicht 
fristgerecht beigebracht werden oder der Betreuungsplatz 
aufgrund falscher Angaben seitens der Personensorgebe-
rechtigten erlangt wurde,

6. �das Kind sich und/oder andere gefährdet und durch Ko-
operation mit den Personensorgeberechtigten die Gefähr-
dung nicht abgewendet werden kann,

7. �die Personensorgeberechtigten mit ihren Zahlungsverpflich-
tungen für mindestens zwei Monate im Rückstand sind. 

(2) Das Kind muss vorübergehend vom weiteren Besuch der 
Einrichtung ausgeschlossen werden, wenn der Verdacht be-
steht, dass es ernsthaft erkrankt ist oder es in Folge einer 
übertragbaren Krankheit gemäß § 34 Gesetz zur Verhütung 
und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Menschen 
(Infektionsschutzgesetz) die Einrichtung nicht besuchen darf.

(3) Der Ausschluss nach Absatz 1 ist vorher schriftlich anzu-
drohen. Der Ausschluss nach Absatz 2 kann auch mündlich 
angedroht werden. Den Personensorgeberechtigten ist Gele-
genheit zur Stellungnahme zu geben.

(4) Die Entscheidung trifft in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 
bis Nr. 5 sowie des Absatzes 2 die Leitung der Einrichtung im 
Benehmen mit der bzw. dem Vorgesetzten, in den Fällen des 
Absatzes 1 Nr. 6 und Nr. 7 das Referat für Bildung und Sport/
KITA. Der Ausschluss ist schriftlich zu verfügen, zu begründen 
und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

§ 8 Öffnungszeiten und Kernzeiten

(1) Wenn nicht im Hauskonzept mit Zustimmung des Referats 
für Bildung und Sport/KITA eine anderweitige Regelung ge-
troffen wurde, gelten für die Platzarten in den Kindertagesein-
richtungen folgende Regelungen:

1. �Die Öffnungszeit für alle Einrichtungen mit Ausnahme der 
Horte beträgt von Montag bis Freitag 07.30 bis 17.00 Uhr. 
Bei von den Eltern geltend gemachtem Bedarf kann die Ein-
richtung frühestens um 07.00 Uhr geöffnet und spätestens 
um 18.00 Uhr geschlossen werden.

2. �Die Öffnungszeit für Horte beträgt in der Schulzeit von 
Montag bis Freitag 11.00 Uhr bis 17.15 Uhr, in der Ferienzeit 
von Montag bis Freitag 08.00 Uhr bis 16.00 Uhr. 
Bei von den Eltern geltend gemachtem Bedarf kann die Ein-
richtung während der Schulzeit bis spätestens 18.00 Uhr, 
während der Ferienzeit frühestens ab 07.30 Uhr und spä-
testens bis 18.00 Uhr, geöffnet sein.

(2) Unter Berücksichtigung der Bedarfsmeldungen legt die 
Einrichtungsleitung mit Zustimmung des Referats für Bildung 
und Sport/KITA die Öffnungszeiten fest.

(3) Das Angebot einer Einrichtung kann insbesondere wäh-
rend der Randzeiten, in Ferienzeiten oder besuchsarmen Ta-
gen auch durch Betreuung in den Räumen und mit dem Per-
sonal einer anderen Einrichtung des Trägers erfüllt werden.

(4) Die Kindertageseinrichtung kann eine Kernzeit auch mit 
zeitlicher Lage festlegen. Die Kernzeiten müssen in der Haus-
konzeption geregelt werden und können mit bis zu vier Stun-
den täglich festgelegt werden.

§ 9 Buchungszeiten

(1) Die Buchungszeiten müssen die Kernzeiten mit zeitlicher 
Lage in vollem Umfang umschließen, sofern solche festgelegt 
wurden.

(2) Die Mindestbuchungszeit beträgt 20 Stunden pro Woche. 
Buchungszeiten unter 20 Stunden pro Woche sind nur möglich, 
wenn dies in den folgenden Absätzen ausdrücklich zugelas-
sen ist.

(3) Die Kindertageseinrichtungen können im Benehmen mit 
dem Referat für Bildung und Sport/KITA Plätze benennen, die 
weniger lang zur Verfügung stehen, als die Einrichtung insge-
samt geöffnet ist (Besuchsarten). Hierfür werden die Buchungs-
zeiten rechtzeitig festgelegt.

(4) Hieraus ergibt sich – wenn nicht im Einzelfall im Hauskon-
zept eine abweichende Regelung getroffen wurde – folgendes 
Angebot an Besuchsarten:

1. �In den Besuchsarten „vormittags“ und „nachmittags“ in 
Kinderkrippen, Kindergärten und in Häusern für Kinder für 
die Altersbereiche bis drei Jahre und drei bis sechs Jahre 
werden Buchungen ab einem Mindestbuchungszeitraum 
von „über drei bis vier Stunden“ angeboten, d.h. mehr als 
15 Stunden pro Woche. Diese Mindestbuchungszeit gilt 
auch für Hortplätze und Plätze des Altersbereichs Schulkin-
der in Häusern für Kinder. 
Wenn eine Kernzeit mit zeitlicher Lage von 20 Stunden pro 
Woche nach Absatz 1 festgelegt wurde, muss mindestens 
die Buchungsstufe „über vier bis fünf Stunden“ gewählt 
werden.

2. �Die Besuchsart „erweitert über Mittag“, d.h. einschließlich 
der Mittagszeit mit Buchungsrahmen bis 14.00 Uhr, wird ab 
einem Buchungszeitraum von „über fünf bis sechs Stun­
den“, d.h. mehr als 25 Stunden pro Woche, angeboten.

3. �Ganztagsplätze in Kinderkrippen, Kindergärten und in Häu-
sern für Kinder für die Altersbereiche bis drei Jahre und drei 
bis sechs Jahre, d.h. Plätze einschließlich der Mittagszeit 
und einem Ende des Buchungsrahmens nach 14.00 Uhr, 
werden erst für Buchungen ab „über sechs bis sieben 
Stunden“, d.h. mehr als 30 Stunden pro Woche, angebo-
ten.

4. �Ausnahmen für Kinder im unmittelbaren zeitlichen Anschluss 
an den Besuch schulvorbereitender Kindertageseinrichtun-
gen oder Heilpädagogischer Tagesstätten können im Ein-
zelfall vom Referat für Bildung und Sport/KITA genehmigt 
werden.

(5) �Wechselnde Buchungszeiten werden auf den Tagesdurch-
schnitt der Fünf-Tage-Woche umgerechnet.

§ 10 Schließungszeiten

(1) Die Kindertageseinrichtung kann kalenderjährlich für zwei 
zusammenhängende Wochen innerhalb der Ferien und an bis 
zu drei Klausurtagen geschlossen werden.
Darüber hinaus kann die Einrichtung an bis zu sieben Ferien-
tagen und/oder Fenstertagen (d.h. einzelnen Tagen, die zwi-
schen Feiertagen und Wochenenden liegen) geschlossen 
werden. An weiteren Tagen kann das Referat für Bildung und 
Sport/KITA die Einrichtung nach Anhörung des Elternbeirats 
schließen.
Zusätzlich kann das Referat für Bildung und Sport/ KITA 
durch Zusammenlegung von Gruppen und Schließung einzel-
ner Bereiche und/oder Kindertageseinrichtungen, z.B. bei 
nachlassender Inanspruchnahme, den Betrieb optimieren.
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(2) Die Kindertageseinrichtung ist an gesetzlichen Feiertagen, 
am 24.12. und am 31.12. jeweils ganztägig und am Faschings-
dienstag ab 12.00 Uhr geschlossen. Darüber hinaus kann die 
Kindertageseinrichtung zum Zweck des Besuchs der Perso-
nalversammlung ganz oder teilweise geschlossen werden.  
An diesen Tagen findet in der Regel kein Mittagessen statt.

(3) Die Personensorgeberechtigten können bei den Schließun-
gen nach Absatz 1 auf schriftlichen Antrag ihr Kind in einer 
anderen Einrichtung betreuen lassen. Die Antragstellung 
muss bis spätestens vier Wochen vor der Schließungszeit 
durch die Personensorgeberechtigten erfolgen. Die Ersatzein-
richtung wird benannt. Dies gilt nicht für Kinder in Kinderkrip-
pen und für Kinder vor Vollendung des 3. Lebensjahres in  
Kindergärten und Häusern für Kinder.

(4) Die Kindertageseinrichtung kann auf Anordnung der Ge-
sundheitsbehörde oder aus anderen wichtigen Gründen oder 
nach mindestens vierwöchiger vorheriger Ankündigung er-
satzlos ganz oder teilweise (Öffnungszeitenreduzierung, Teil-
schließung) geschlossen werden. In diesem Fall haben die 
Personensorgeberechtigten keinen Anspruch auf Aufnahme 
des Kindes in eine andere Kindertageseinrichtung oder auf 
Schadensersatz.
Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn die Kinder-
tageseinrichtung nicht mehr die Fördervoraussetzungen
als Kindertageseinrichtung nach dem Bayerischen Kinderbil-
dungs- und -betreuungsgesetz (Art. 2 Abs. 2 des Bayerischen 
Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes ) erfüllt. Im Rah-
men der gegebenen Möglichkeiten wird den Kindern jedoch 
der Besuch einer anderen Kindertageseinrichtung oder die 
Nutzung einer anderen Betreuungsform angeboten, wenn die 
Personensorgeberechtigten dies wünschen.

§ 11 Besuchsregelung

(1) Die Personensorgeberechtigten sind verpflichtet, für einen 
regelmäßigen und kontinuierlichen Besuch ihres Kindes unter 
Beachtung der gebuchten Buchungszeiten und der Öffnungs-
zeiten der Kindertageseinrichtung zu sorgen. Über Ausnah-
men und Abweichungen entscheidet die Einrichtungsleitung.

(2) Kann ein Kind die Kindertageseinrichtung nicht besuchen 
oder kommt es erst später bzw. wird es erst später gebracht, 
ist die Kindertageseinrichtung unverzüglich zu verständigen.

(3) Kinder im Altersbereich von 8 Wochen bis 6 Jahren dürfen 
nur von den Personensorgeberechtigten oder von diesen 
schriftlich bevollmächtigten und geeigneten Personen abge-
holt werden.
Ausnahmen in begründeten Einzelfällen werden von der Ein-
richtungsleitung geregelt.

(4) Wird ein Kind nicht innerhalb angemessener Zeit nach 
Ende der Öffnungszeit abgeholt und sind die Personensorge-
berechtigten nicht erreichbar, ist das diensthabende Personal 
der Kindertageseinrichtung angewiesen, eine für die weitere 
Betreuung des Kindes erforderliche und angemessene
Regelung zu treffen. Die durch eine verspätete Abholung oder 
Nichtabholung entstandenen Kosten können von den jeweili-
gen Personensorgeberechtigten verlangt werden.

(5) Erkrankt ein Kind, darf es erst nach vollständiger Gene-
sung wieder die Kindertageseinrichtung besuchen.

§ 12 Elternbeirat

Der Elternbeirat wird gemäß der gesetzlichen Regelung in Art. 
14 des Bayerischen Kinderbildungs- und -betreuungsgeset-
zes gebildet.

§ 13 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Satzung tritt am 31.08.2017 in Kraft.

Gleichzeitig treten die Satzung über den Besuch der Koopera-
tionseinrichtungen und Kindertagesstätten der Landeshaupt-
stadt München (Kooperationseinrichtungs- und Kindertages-
stättensatzung) vom 31.07.2006 (MüABI. S. 263), geändert 
durch Satzung vom 02.09.2015 (MüABI. S. 320), und die Sat-
zung über den Besuch der Kinderkrippen der Landeshaupt-
stadt München (Kinderkrippensatzung) vom 26.07.2006  
(MüABI. 257), zuletzt geändert durch Satzung vom 02.09.2015
(MüABI S. 318), außer Kraft.

Der Stadtrat hat die Satzung am 05.04.2017 beschlossen.

München, 21. April 2017	 Dieter Reiter
		  Oberbürgermeister

Satzung über den Besuch der Tagesheime der Landes­
hauptstadt München (Tagesheimsatzung)

vom 21. April 2017

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 23 
und 24 Abs. 1 Nr. 1 der Gemeindeordnung für den Freistaat 
Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom
22.08.1998 (GVBI. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 13.12.2016 (GVBI. S. 335), folgende Sat-
zung:

§ 1 Tagesheime

(1) Städtische Tagesheime sind Kindertageseinrichtungen zur 
regelmäßigen Bildung, Erziehung und Betreuung von Kindern 
im Sinne des Art. 2 Abs. 1 des Bayerischen Kinderbildungs-  
und -betreuungsgesetzes.

(2) Städtische Tagesheime sind

1. �Tagesheime an Grundschulen 
für schulpflichtige Kinder der Jahrgangsstufen eins bis vier,

2. �Tagesheime an Mittelschulen 
für schulpflichtige Kinder, die eine Mittelschule besuchen,

3. �IPS-Tagesheime 
für die Kinder der der Gruppe jeweils zugeordneten IPS-
Klasse.

(3) In Tagesheimen können zur gemeinsamen Förderung Plät-
ze für Kinder mit Behinderung und Kinder, die von Behinde-
rung bedroht sind, angeboten werden.

(4) Tagesheimleitung und Schulleitung koordinieren die Ver-
netzung von Schule und Tagesheim im Sinne der Kooperati-
onspapiere zwischen der Landeshauptstadt München und 
dem Staatlichen Schulamt.

(5) Modellversuche im Bereich der Tagesheime können durch-
geführt werden; in diesen Fällen kann von den Regelungen 
dieser Satzung abgewichen werden.

(6) Eine Abweichung von den in dieser Satzung festgelegten 
Regelungen ist außerhalb von Modellversuchen in begründe-
ten Ausnahmefällen durch das Referat für Bildung und Sport – 
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Geschäftsbereich Allgemeinbildende Schulen – Abteilung 
Grund-, Mittel-, Förderschulen und Tagesheime (RBS-A-4) 
möglich. Ein begründeter Ausnahmefall kann insbesondere 
vorliegen, wenn die dauerhafte Erfüllung der Fördervorausset-
zungen, etwa nach Art. 2 des Bayerischen Kinderbildungs- und 
-betreuungsgesetzes oder § 17 der Verordnung zur Ausfüh-
rung des Bayerischen Kinderbildungs- und -betreuungs
gesetzes, sonst nicht mit hinreichender Sicherheit gewährleis-
tet werden kann.

(7) Pflegepersonen und Heimerzieherinnen bzw. Heimerzie-
her, die zur Vertretung in der Ausübung der elterlichen Sorge 
berechtigt sind, stehen Personensorgeberechtigten im Rah-
men ihrer Vertretungsmacht gleich.

(8) Das Kindertageseinrichtungsjahr beginnt am 01.09. und 
endet am 31.08. des darauf folgenden Kalenderjahres.

§ 2 Grundsätze der Platzvergabe

(1) Verfügbar sind freie Plätze, für die keine Belegrechte be-
stehen. Sind nicht genügend freie Plätze verfügbar, richtet 
sich die Vergabe zunächst nach der Gruppengliederung, dann 
nach den Rangstufen und innerhalb der Rangstufen nach den 
Dringlichkeitsstufen.

(2) In besonderen Fällen kann von den Rang- und Dringlich-
keitsstufen abgewichen werden. Die Entscheidung trifft das 
RBS-A-4.

(3) Für Kinder mit Behinderung oder drohender Behinderung, 
denen ein Anspruch auf Eingliederungshilfe nach § 53 Abs. 1 
des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch oder nach § 35a des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch zur Betreuung in einer Kin-
dertageseinrichtung zusteht, können Tagesheime benannt 
werden, in denen integrative Platzkontingente zur Verfügung 
stehen.
Die Betreuung dort setzt voraus, dass die Voraussetzungen 
des Art. 21 Abs. 5 Satz 2, Spiegelstrich 4 oder 5 des Bayeri-
schen Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes vorliegen, 
insbesondere die zuständigen Stellen die integrativen Maß-
nahmen in der Einrichtung bewilligen und Leistungen hierfür 
erbringen.
Sind nicht genügend ausgewiesene integrative Plätze verfüg-
bar, erfolgt die Platzvergabe unter pädagogischen Gesichts-
punkten insbesondere unter Beachtung des Kindeswohls. Da-
bei werden sowohl die individuellen Bedarfe des Kindes als 
auch die der bereits aufgenommenen Kinder berücksichtigt.

(4) Im Rahmen der verfügbaren Plätze werden grundsätzlich 
nur Kinder aufgenommen, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
und die Hauptwohnung in München haben (Münchner Kinder). 
Kinder, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt und Hauptwohnung 
nicht in München haben, können nur aufgenommen werden, 
wenn keine weiteren Anmeldungen für Münchner Kinder vor-
liegen, von der zuständigen Stelle eine Gastschulgenehmi-
gung erteilt wird und eine Genehmigung für die Aufnahme von
Kindern mit Hauptwohnung oder gewöhnlichem Aufenthalt 
außerhalb Münchens vom RBS-A-4, erteilt wurde. Die Auf-
nahme Nicht-Münchner Kinder erfolgt widerruflich. Sie kann 
widerrufen werden, wenn und sobald der Platz für ein Münch-
ner Kind benötigt wird.

(5) Eine regelmäßige Aufnahme von Kindern für nur einige 
Tage in der Woche oder Zeiten von weniger als einem Monat 
oder für wesentlich von den Öffnungszeiten / zugelassenen 
Buchungszeiten abweichende Zeiten ist grundsätzlich nicht 
möglich. Über Ausnahmen in begründeten Einzelfällen ent-
scheidet das RBS-A-4. Abweichend hiervon entscheidet die 
Tagesheimleitung mit Zustimmung des RBS-A-4 über die Auf-
nahme von anderen Kindern der jeweiligen Schule als Kurz-
zeitbucher in den Ferien.

§ 3 Gruppengliederung und Rangstufen

(1) Die Gruppen im Tagesheim sind grundsätzlich nach Klassen-
zugehörigkeit und Jahrgangsstufen gegliedert.

(2) Die Rangstufen gelten in der aufgeführten Reihenfolge:
Im Tagesheim an der Mittelschule Hochstraße werden die Kin-
der bevorzugt aufgenommen, die das zugeordnete Tagesheim 
an der Grundschule bereits besucht haben (Sonderrangstufe
Hochstraße).
Die in der jeweiligen Gruppe an Tagesheimen sonst verfüg
baren Plätze werden vorrangig an Kinder vergeben, die zum 
Zeitpunkt der Anmeldung bereits im Sprengel wohnen und im 
jeweiligen Schuljahr die zugeordnete Jahrgangsstufe/Klasse 
der zugeordneten Schule besuchen werden (Rangstufe 1).  
Die weiteren verfügbaren Plätze werden vorrangig an Nicht-
Sprengelkinder vergeben, die die zugeordnete Jahrgangsstufe/
Klasse der zugeordneten Schule besuchen (Rangstufe 2).  
Sofern darüber hinaus noch freie Plätze für Kinder anderer 
Jahrgangsstufen/Klassen verfügbar sind, haben Sprengel
kinder (Rangstufe 3) den Vorrang vor Nicht-Sprengelkindern 
(Rangstufe 4).

(3) Kinder, die zum Zeitpunkt der Anmeldung noch keine 
Sprengelkinder sind, aber glaubhaft machen, dass sie bis zum 
Beginn des Unterrichts (durch Umzug etc.) zu Sprengelkin-
dern werden und die jeweils zugeordnete Klasse/Jahrgangs-
stufe besuchen werden, werden bei der Auswahl Sprengelkin-
dern gleichgestellt. Die Aufnahme kann aber erst erfolgen, 
wenn die Sprengelzugehörigkeit tatsächlich nachgewiesen ist. 
Die Plätze werden nur bis zum letzten Ferientag vor Beginn 
des Unterrichts reserviert. Wenn nicht spätestens bis dahin 
die Sprengelzugehörigkeit nachgewiesen worden ist, erlischt 
die Zusage und der Platz wird gemäß der dann aktuellen An-
meldeliste vergeben. In der Anmeldeliste werden diese Kinder 
bis zur Vorlage von Nachweisen über den Umzug als Nicht-
Sprengelkinder geführt.

(4) Bei der Aufnahme von Nicht-Sprengelkindern muss die 
Gastschulgenehmigung für die zugeordnete Schule spätes-
tens bis zum letzten Ferientag vor Beginn des Unterrichts vor-
gelegt werden, ansonsten erlischt die Zusage.

§ 4 Dringlichkeitsstufen

(1) Lebt das Kind nur mit einer bzw. einem Personensorgebe-
rechtigten zusammen, tritt diese bzw. dieser bei der Ermitt-
lung der Dringlichkeitsstufe an die Stelle der Personensorge-
berechtigten. 
Wenn bei mehreren Personensorgeberechtigten diese unter-
schiedlichen Dringlichkeitsstufen zuzurechnen sind, gilt die 
niedrigere Dringlichkeitsstufe.
Innerhalb der gleichen Dringlichkeitsstufe haben Kinder den 
Vorrang, deren Geschwisterkind bereits in der Einrichtung ist 
und zum Zeitpunkt des Eintritts noch mindestens fünf Monate 
die Einrichtung besuchen wird. Die Dringlichkeitsstufen gelten 
in der aufgeführten Reihenfolge:

1. Dringlichkeitsstufe A
Für Kinder, die gemäß Vorschlag des Sozialreferats wegen ih-
rer sozialpädagogisch hohen Dringlichkeit der Betreuung be-
sonders bedürfen, wie z.B. im Rahmen der Hilfe zur Erziehung 
nach § 27 des Achten Buches Sozialgesetzbuch, steht in den 
Einrichtungen ein Platzkontingent zur Verfügung. Begründete 
Ausnahmen hiervon sind möglich.
Die Aufnahme setzt voraus, dass das Sozialreferat der Ein-
richtung die für die Betreuung notwendigen Informationen 
übermittelt.

2. Dringlichkeitsstufe B
Kinder, bei denen beide Personensorgeberechtigten erwerbs-
tätig sind oder sich in einer beruflichen Bildungsmaßnahme, in 
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der Schulausbildung oder Hochschulausbildung befinden, so-
weit dies den Besuch der Kindertageseinrichtung erforderlich 
macht, gehören der Dringlichkeitsstufe B an.

Innerhalb der Dringlichkeitsstufe werden die Plätze nach ei-
nem Punktesystem anhand von pauschalierter Lage und Um-
fang der Wochenarbeitszeit inklusive Pausen- und Wegezeit 
im Verhältnis zu den von RBS-A-4 festgelegten Hauptnut-
zungszeiten der jeweiligen Platzart vergeben. Ein höherer
Punktewert bedeutet eine höhere Dringlichkeit. Für die Ein-
ordnung des Kindes in die Dringlichkeitsstufe ist bei zwei Per-
sonensorgeberechtigten die bzw. der Personensorgeberech-
tigte mit der niedrigeren Punktezahl maßgeblich.
Der Punktewert errechnet sich aus der maßgeblichen Arbeits-
zeit, d.h. der anrechenbaren Wochenarbeitszeit (maximal 39 
Wochenstunden), zuzüglich einer pauschalierten Pausenzeit 
von 30 Minuten und einer pauschalierte Wegezeit von jeweils 
30 Minuten für Hin- und Rückweg für jeden Arbeitstag
vom Montag bis Freitag. Bei der Lage der Arbeitszeit wird 
zwischen regelmäßig vormittags (bis 13.30 Uhr), regelmäßig 
nachmittags (ab 13.30 Uhr) oder beidem unterschieden.
Eine Wochenarbeitsstunde ergibt einen Punkt, die pauscha-
lierte Pausenzeit von 30 Minuten und die pauschalierten We-
gezeit von jeweils 30 Minuten für Hin- und Rückweg ergeben 
insgesamt 1,5 Punkte je Arbeitstag von Montag bis Freitag. 
Aus der Lage der Hauptnutzungszeiten einer Platzart im Ver-
hältnis zu Vormittag/Nachmittag ergibt sich ein Quotient, mit 
dem die maßgebliche Arbeitszeit gemäß ihrer Verteilung auf 
Vor-/Nachmittag jeweils anteilig angerechnet wird.

Berechnungsmodus:
Platzart je nach Anteil der Hauptnutzungszeiten an Vor- und 
Nachmittag (Anteil Vormittag y %, Anteil Nachmittag z %):
Wenn Auswahl vormittags:  
(Wochenstunden + (Arbeitstage x 1,5)) x y % = Punktewert
Wenn Auswahl nachmittags:  
(Wochenstunden + (Arbeitstage x 1,5)) x z % = Punktewert
Wenn Auswahl vormittags und nachmittags:  
(Wochenstunden + (Arbeitstage x 1,5)) = Punktewert

3. Dringlichkeitsstufe C
Kinder, bei denen beide Personensorgeberechtigten arbeits-
suchend sind und/oder Leistungen zur Eingliederung in Arbeit 
im Sinne des zweiten Buches Sozialgesetzbuch erhalten, ge-
hören der Dringlichkeitsstufe C an.
Arbeitssuchend im Sinn dieser Satzung sind Personensorge-
berechtigte, für die eine Bestätigung des Job-Centers ausge-
stellt ist, dass sie der Arbeitsvermittlung zur Verfügung stehen.

4. Dringlichkeitsstufe D
Kinder, die im Interesse der sozialen Integration der Betreuung 
in der Einrichtung bedürfen, sind der Dringlichkeitsstufe D zu-
zurechnen.

(2) Eine zukünftige Zuordnung zu einer Dringlichkeitsstufe ist 
bei der Platzvergabe zu berücksichtigen, sofern diese Dring-
lichkeit glaubhaft gemacht wird. Wenn nicht spätestens vor 
dem letzten Ferientag vor Unterrichtsbeginn die Dringlichkeit 
nachgewiesen worden ist, erlischt die Zusage und der Platz 
wird gemäß der dann aktuellen Anmeldeliste vergeben. Im 
Übrigen ist für die Zuordnung zu den Dringlichkeitsstufen der 
Stichtag nach § 5 Absatz 1, bei späterer Anmeldung nach 
dem Stichtag der Zeitpunkt der Geltendmachung ausschlag-
gebend.

§ 5 Anmeldeverfahren und Aufnahme

(1) Das Kind kann jeweils bis zum ortsüblich bekannt gemach-
ten Stichtag, in der Regel dem Tag der Schuleinschreibung  
in der jeweils angeschlossenen Schule, für das kommende 
Kindertageseinrichtungsjahr (01.09. –3 1.08.) angemeldet wer-
den. Die Anmeldung erfolgt durch die Personensorgeberech-

tigten mit Hilfe des speziell hierfür im Internet von der Landes-
hauptstadt München bereitgestellten Anmeldeverfahrens  
oder schriftlich in der jeweiligen Einrichtung. Alle Anmeldun-
gen, die spätestens zu diesem Stichtag eingehen, gelten als 
gleichzeitig eingegangen. Bei der Erstvergabe wird unter  
diesen Kindern ausgewählt.
Eine spätere Anmeldung nach diesem Stichtag ist möglich, 
das Kind wird entsprechend seiner Rang- und Dringlich
keitsstufe auf die Anmeldeliste für das betreffende Tagesein-
richtungsjahr gesetzt. Bei freiwerdenden Plätzen erfolgt die 
Aufnahme nach den in §§ 2 mit 4 festgehaltenen Regelungen.

(2) Die Personensorgeberechtigten sind verpflichtet, bei der 
Anmeldung Angaben zur Person und, falls die Einstufung in 
eine der Rang- und Dringlichkeitsstufen gewünscht wird, die 
hierzu notwendigen vollständigen und wahrheitsgemäßen  
Angaben zu machen und auf Aufforderung der Einrichtung
entsprechende Nachweise vorzulegen. Sie sind verpflichtet, 
auf Aufforderung auch alle weiteren Angaben zu machen und 
entsprechende Unterlagen und Nachweise beizubringen, die 
vom Träger zur Erfüllung seiner Pflichten und zur Sicherung 
der Refinanzierung benötigt werden. Die Aufnahme kann  
abgelehnt oder widerrufen werden, wenn die geforderten Un-
terlagen nicht fristgerecht bis zu dem jeweils gesetzten Termin 
vorgelegt werden oder sich hieraus ergibt, dass die geplante
Belegung mit den vorhandenen Mitteln nicht möglich ist.

(3) Über die Aufnahme der angemeldeten Kinder (Zusage) ent-
scheidet zum nächstmöglichen Zeitpunkt die Leitung der Ein-
richtung oder deren Vertretung. Die Gründe für die getroffene 
Entscheidung sind festzuhalten.
Die Platzzusage erfolgt schriftlich. Mit der Zusage wird ein 
Rückmeldetermin mitgeteilt. Erfolgte die Anmeldung unter 
Nutzung des speziell hierfür im Internet von der Landeshaupt-
stadt München bereitgestellten Anmeldeverfahrens, erfolgt 
die Zusage zusätzlich auch über den in diesem Verfahren
eingerichteten Nutzeraccount. Es wird in diesem Fall ergän-
zend eine Bestätigungsfrist festgelegt. Wenn der den Perso-
nensorgeberechtigten mitgeteilte Rückmeldetermin für die 
Bestätigung der Platzannahme nach einer Zusage nicht ein-
gehalten wird oder der Platz seitens der Personensorgebe-
rechtigten abgesagt wird, erlischt die Zusage und das Kind 
wird nach diesem Termin für das betreffende Tageseinrich-
tungsjahr nicht weiter auf der Anmeldeliste dieser Einrichtung 
geführt. Wenn eine Zusage aufgrund einer Anmeldung unter 
Nutzung des speziell hierfür im Internet von der Landeshaupt-
stadt München bereitgestellten Anmeldeverfahrens erfolgt, 
erlöschen mit einer Bestätigung der Platzannahme auch eines 
nicht-städtischen Platzes alle andere Anmeldungen für
städtische Plätze. 
Diese Bestätigung der Platzannahme, auch bei Annahme eines 
nicht-städtischen Platzes, gilt als Absage seitens der Perso-
nensorgeberechtigten hinsichtlich aller anderen noch nicht er-
loschenen Zusagen für städtische Plätze, sofern nicht bereits 
vorher eine Rückmeldung erfolgt ist. Bei erneuter Anmeldung 
wird das Kind entsprechend seiner Rang- und Dringlichkeits-
stufe auf die Anmeldeliste für das betreffende Kindertagesein-
richtungsjahr gesetzt.

(4) Mündliche Absprachen mit der Leitung über den genauen 
Eintrittstermin sind möglich. Kommt das Kind zum vorgegebe-
nen Termin ohne rechtzeitige hinreichende schriftliche Ent-
schuldigung nicht in die Einrichtung, erlischt die Zusage und 
der Platz wird anderweitig vergeben.

(5) Die Zusage erfolgt unter dem Vorbehalt, dass die Einrich-
tung dem Bedarf des Kindes gerecht wird und das Kind für 
den Besuch der Einrichtung geeignet ist. Die Einrichtung kann 
bei Eintritt des Kindes eine aktuelle ärztliche Bescheinigung 
verlangen. Das RBS-A-4 legt fest, zu welchen im Zusammen-
hang mit der Betreuung stehenden Fragen detailliertere Aus-
sagen und Nachweise erforderlich sind.
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Die Zusage erfolgt unter dem weiteren Vorbehalt, dass bis 
zum Eintritt des Kindes keine Ausschlussgründe vorliegen 
und kein für diese Einrichtung wirksamer Ausschluss be-
steht.

(6) Die Personensorgeberechtigten sind verpflichtet, Umfang 
und Lage der Buchungszeit im Rahmen der Wahlmöglich
keiten nach §§ 8 und 9 schriftlich zu bestimmen. Falls keine 
schriftliche Bestimmung durch die Personensorgeberechtig-
ten erfolgt, wird dies von der Tagesheimleitung mit Zustim-
mung des Referats für Bildung und Sport festgelegt.

§ 6 Wechsel der Buchungszeit, Ausscheiden und Abmel­
dung

(1) Ein Wechsel der Buchungszeit im Rahmen der Öffnungs-
zeit ist auf schriftlichen Antrag der Personensorgeberechtig-
ten bei Zustimmung der Einrichtungsleitung möglich. Der  
Antrag ist mit einer Frist von zwei Wochen zum Monatsende 
zu stellen.

(2) Die Aufnahme erfolgt unbefristet. Das Kind scheidet aus 
durch Abmeldung, Ausschluss oder wenn es nicht mehr zum 
Nutzerkreis des jeweiligen Tagesheims nach § 1 Absatz 2 ge-
hört. Bei vorhandenen freien Plätzen und ausreichenden per-
sonellen Ressourcen vor Ort kann ein Kind im unmittelbaren 
Anschluss an den Besuch der Jahrgangsstufe 4 auf Antrag 
und mit Zustimmung der Tagesheimleitung in den darauf fol-
genden Sommerferien bis längstens 31.08. weiter betreut 
werden.

(3) Die Abmeldung eines Kindes seitens der Personensorge-
berechtigten erfolgt schriftlich mit einer Frist von vier Wochen 
zum Ende des Kalendermonats. Eine kürzere Abmeldefrist 
wird nur in begründeten Ausnahmefällen anerkannt.

§ 7 Ausschluss

(1) Ein Kind kann vom weiteren Besuch einzelner, mehrerer 
oder aller städtischen Tagesheime, Horte und Häuser für Kin-
der ausgeschlossen werden, wenn

1. �das Kind über zwei Wochen ununterbrochen ohne hinrei-
chende und rechtzeitige Entschuldigung fehlt;

2. �das Kind die Einrichtung nicht regelmäßig besucht oder 
wenn die Nutzung in erheblichem Umfang von der gebuch-
ten Zeit abweicht;

3. �das Kind wiederholt, nicht pünktlich in die Einrichtung kam 
oder nicht rechtzeitig die Einrichtung verlassen hat, insbe-
sondere wenn wiederholt die Kernzeiten, die Öffnungszei-
ten oder die Buchungszeiten nicht eingehalten wurden;

4. �die Hauptwohnung oder der gewöhnliche Aufenthalt des 
Kindes nicht oder nicht mehr in München liegt;

5. �nachträglich geforderte Unterlagen nach § 5 Absatz 2 nicht 
fristgerecht beigebracht werden oder der Betreuungsplatz 
aufgrund falscher Angaben seitens der Personensorgebe-
rechtigten erlangt wurde;

6. �das Kind sich und/oder andere gefährdet und durch Ko-
operation mit den Personensorgeberechtigten die Gefähr-
dung nicht rechtzeitig abgewendet werden kann;

7. �die Personensorgeberechtigten mit ihren Zahlungsverpflich-
tungen für mindestens zwei Monate im Rückstand sind.

(2) Ein Kind kann mit einer Frist von vier Wochen vom weiteren 
Besuch des Tagesheims zur Optimierung der Gruppenstruk-
tur, z.B. zur Verkürzung der Öffnungszeiten einer Gruppe oder 

zur Erhöhung oder Veränderung der Lage der Kernzeiten oder 
zur dauerhaften Verbesserung der Zuschusssituation für die 
Einrichtung ausgeschlossen werden. In diesem Fall ist mit 
dem Ausschluss ein Angebot zur Fortsetzung des Besuchs-
verhältnisses mit geänderten Buchungszeiten zu verbinden.

(3) Das Kind muss vorübergehend vom weiteren Besuch der 
Einrichtung ausgeschlossen werden, wenn der Verdacht be-
steht, dass es ernsthaft erkrankt ist oder es in Folge einer 
übertragbaren Krankheit gemäß § 34 des Gesetzes zur Verhü-
tung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Men-
schen (Infektionsschutzgesetz) die Einrichtung nicht besu-
chen darf.

(4) Der Ausschluss nach Absatz 1 und 2 ist vorher schriftlich 
anzudrohen. Der Ausschluss nach Absatz 3 kann auch münd-
lich angedroht werden. Den Personensorgeberechtigten ist 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

(5) Die Entscheidung trifft in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 
bis Nr. 5 sowie des Absatzes 3 die Leitung des Tagesheims im 
Benehmen mit der bzw. dem direkten Vorgesetzten, in den 
Fällen des Absatzes 1 Nr. 6 und Nr. 7 und des Absatzes 2 das 
RBS-A-4. Der Ausschluss ist schriftlich zu verfügen, zu be-
gründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

§ 8 Öffnungszeiten und Kernzeiten

(1) Wenn nicht im Hauskonzept mit Zustimmung des RBS-A-4 
eine anderweitige Regelung getroffen wurde, gelten für die 
Tagesheime folgende Regelungen:

Die Öffnungszeit beträgt in der Schulzeit von Montag bis Don-
nerstag 11.00 Uhr bis 17.30 Uhr und am Freitag von 11.00 Uhr 
bis 16.30 Uhr, in der Ferienzeit von Montag bis Donnerstag 
von 08.00 Uhr bis 17.00 Uhr und am Freitag von 8.00 Uhr bis 
16.30 Uhr.

Bei von den Eltern geltend gemachtem Bedarf kann die Einrich-
tung während der Schulzeit Montag bis Freitag von 7.00 Uhr 
bis 8.00 Uhr und dann ab 11.00 Uhr am Montag bis Donners-
tag bis spätestens 18.00 Uhr und am Freitag bis spätestens 
17.00 Uhr, während der Ferienzeit Montag bis Freitag frühes-
tens ab 07.00 Uhr und Montag bis Donnerstag spätestens bis 
18.00 Uhr, Freitags bis 17.00 Uhr, geöffnet sein.

(2) Im Hauskonzept können im Rahmen der Öffnungszeit unter 
Berücksichtigung der Stundenpläne der Schule Kernzeiten 
auch mit zeitlicher Lage festgelegt werden. Die Kernzeiten
können sich je nach Gruppe unterscheiden.

(3) Das Angebot einer Einrichtung kann insbesondere in Ferien-
zeiten auch durch Betreuung in den Räumen und mit dem 
Personal einer anderen Einrichtung des Trägers erfüllt werden.

§ 9 Buchungszeiten

(1) Die Buchungszeiten müssen die jeweiligen Kernzeiten mit 
zeitlicher Lage in vollem Umfang umschließen.
Wenn eine Kernzeit mit zeitlicher Lage von 20 Stunden festge-
legt wurde, muss mindestens die Buchungsstufe „über vier 
bis fünf Stunden“ gewählt werden.
Die Mindestbuchungszeit beträgt 20 Stunden pro Woche.
Buchungszeiten unter 20 Stunden pro Woche sind nur mög-
lich, wenn in der Einrichtung ein Platzkontingent für Buchun-
gen ab einem Mindestbuchungszeitraum von „über drei bis 
vier Stunden“ angeboten wird, d.h. mehr als 15 Stunden pro 
Woche.

(2) Innerhalb einer Woche wechselnde Buchungszeiten wer-
den auf den Tagesdurchschnitt der Fünf-Tage-Woche umge-
rechnet.
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§ 10 Schließungszeiten

(1) Das Tagesheim ist im Kindertageseinrichtungsjahr (01.09. – 
31.08.) an mindestens zwei zusammenhängenden Wochen in 
den Sommerferien geschlossen.
Zusätzlich kann das Tagesheim an insgesamt bis zu zehn Ta-
gen (Ferientagen, Klausurtagen oder Fenstertagen, d.h. einzel-
nen Tagen, die zwischen Feiertagen und Wochenenden liegen) 
geschlossen werden. An weiteren Tagen kann geschlossen 
werden, sofern das RBS-A-4 nach Anhörung des Elternbeirats 
zugestimmt hat. Zusätzlich kann das RBS-A-4 durch Zusam-
menlegung von Gruppen und Schließung einzelner Bereiche 
und/oder Tagesheime, z.B. bei nachlassender Inanspruchnah-
me, den Betrieb optimieren.

(2) Das Tagesheim ist an gesetzlichen Feiertagen, am 24.12. 
und am 31.12. jeweils ganztägig und am Faschingsdienstag ab 
12.00 Uhr geschlossen. Darüber hinaus kann das Tagesheim 
zum Zweck des Besuchs der Personalversammlung ganz 
oder teilweise geschlossen werden. An diesen Tagen findet in 
der Regel kein Mittagessen statt.

(3) Die Personensorgeberechtigten können bei den Schließun-
gen nach Absatz 1 auf schriftlichen Antrag ihr Kind in einer 
anderen Einrichtung betreuen lassen. Die Antragstellung 
muss bis spätestens vier Wochen vor der Schließungszeit 
durch die Personensorgeberechtigten erfolgen. Die Ersatzein-
richtung wird benannt. Schließungen und Betriebsbeschrän-
kungen werden so festgelegt, dass die Kinder bei Bedarf ein 
benachbartes Tagesheim oder sonst als Alternative angebote-
ne Einrichtungen oder eine reduzierte Gruppe besuchen kön-
nen.

(4) Das Tagesheim kann auf Anordnung der Gesundheitsbe-
hörde oder aus anderen wichtigen Gründen oder nach min-
destens vierwöchiger vorheriger Ankündigung ersatzlos ganz 
oder teilweise (Öffnungszeitenreduzierung, Teilschließung) ge-
schlossen werden. In diesem Fall haben die Personensorge-
berechtigten keinen Anspruch auf Aufnahme des Kindes in 
eine andere Einrichtung oder auf Schadensersatz.
Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn das Tages-
heim nicht mehr die Fördervoraussetzungen als Kindertages-
einrichtung nach dem Bayerischen Kinderbildungs- und -be-
treuungsgesetz, Art. 2 Abs. 2 BayKiBiG erfüllt. Im Rahmen der 
gegebenen Möglichkeiten wird den Kindern jedoch der Be-
such einer anderen Einrichtung oder die Nutzung einer ande-
ren Betreuungsform angeboten, wenn die Personensorgebe-
rechtigten dies wünschen.

§ 11 Besuchsregelung

(1) Die Personensorgeberechtigten sind verpflichtet, für einen 
regelmäßigen und kontinuierlichen Besuch ihres Kindes unter 
Beachtung der gebuchten Buchungszeiten und der maßgebli-
chen Öffnungszeiten der besuchten Gruppe zu sorgen. Die 
Leitung legt im Benehmen mit den Erzieherinnen und den Er-
ziehern (Hauskonzept) generell fest, bis zu welchem Zeitpunkt 
die Kinder spätestens zu bringen und frühestens abzuholen 
sind. Über Ausnahmen und Abweichungen im Einzelfall ent-
scheidet die Leitung. Soweit keine andere Regelung nach 
Satz 2 oder 3 getroffen wurde, sind die Öffnungszeiten der 
Gruppe gemäß § 8 unter Beachtung der jeweiligen Buchungs-
zeit nach § 9 maßgeblich.

(2) Kann ein Kind die Kindertageseinrichtung nicht besuchen 
oder kommt es erst später, ist die Einrichtung unverzüglich zu 
verständigen.

(3) Erkrankt ein Kind, darf es erst nach vollständiger Gene-
sung wieder das Tagesheim besuchen. Die Verabreichung von 
Medikamenten kann nicht verlangt werden.

§ 12 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Satzung tritt am 31.08.2017 in Kraft. 

Gleichzeitig tritt die Satzung über den Besuch der Tagesheime 
der Landeshauptstadt München (Tagesheimsatzung) vom 
31.07.2006 (MüABI. S. 260), geändert durch Satzung vom 
02.09.2015 (MüABI. S. 322), außer Kraft.

Der Stadtrat hat die Satzung am 05.04.2017 beschlossen.

München, 21. April 2017	 Dieter Reiter
		  Oberbürgermeister

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Anwesen: Wasserburger Landstr. 256 - 262
Gemarkung Trudering, Stadtbezirk: 15

Neubau eines Vollsortiment-Markts mit Tiefgarage und 
Wohnungen (14 WE)

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 24.04.2017, Az. 1.1-2016-25780-32, wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter Auf-
lagen/Nebenstimmungen/Abweichungen/Befreiungen erteilt.

Den Nachbarn, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist 
gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Bauge-
nehmigungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die vorge-
nannten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigen-
tümern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landes-
hauptstadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal-
baukommission, Blumenstraße 19, Zimmer 340, einsehen. 
Vereinbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadres-
se plan.ha4-lbk-team32@muenchen.de bzw. Telefonnummer 
2 33-2 45 97.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Kla-
ge muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

– �Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
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(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Widerspruchs-
verfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. Es besteht 
keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch ein-
zulegen.

– �Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden. Die 
technischen und formalen Voraussetzungen zum elektroni-
schen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter www.
vgh.bayern.de.

– �Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen die-
se Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung (§ 
212 a Abs. 1 BauGB).
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 Satz 1 
VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die Antragsgeg-
nerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt München) und den 
Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben 
werden. Gegebenenfalls soll die angefochtene Verfügung in 
Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Antrags-
schrift sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beige-
fügt werden.
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

– �Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebüh-
renvorschuss zu entrichten. 

München, 24. April 2017	 Landeshauptstadt München
		  Referat für Stadtplanung und 
		  Bauordnung
		  HA IV – Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung eines Vorbescheides gem. 
Art. 71 Satz 4 BayBO i. V. m. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Anwesen: Grünwalder Str. 4, Fl.Nr. 13065/0, Gemarkung: 
Sektion VII, Stadtbezirk 18 
(Städt. Stadion an der Grünwalder Straße)

Vorhaben: Sanierung der Westkurve für die 3. Liga mit  
15.000 Zuschauern (Städt. Stadion an der Grünwalder Straße)
 
Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 24.04.2017, Az. 602-1.7-2017-1466-33, wurde 
der Vorbescheid für das oben genannte Vorhaben erteilt.

Im Rahmen dieses Antrags auf Vorbescheid wird die Zulässig-
keit einer Sanierung der Westkurve für die 3. Liga mit einer 
maximalen Gesamtzuschauerzahl von 15.000 im Städt. Stadi-
on an der Grünwalder Straße abgefragt.

Den Nachbarn, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist 
gemäß Art. 71 Satz 4 i. V. m. Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Aus-
fertigung des Vorbescheides zuzustellen. Nachdem sich die 
vorgenannten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Mit-
eigentümern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landes-
hauptstadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Vorbescheides bei der 
Landeshauptstadt München, Referat für Stadtplanung und 
Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokalbaukommission, Blu-
menstraße 19, Zimmer 436, einsehen. Vereinbaren Sie dazu 
bitte einen Termin unter der E-Mailadresse plan.ha4-lbk-
team33@muenchen.de bzw. Telefonnummer 2 33-2 44 26.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Kla-
ge muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

– �Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Widerspruchs-
verfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. Es besteht 
keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch ein-
zulegen.

– �Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden. Die 
technischen und formalen Voraussetzungen zum elektroni-
schen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter  
www.vgh.bayern.de.

– �Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebüh-
renvorschuss zu entrichten.

München, 24. April 2017	 Landeshauptstadt München
		  Referat für Stadtplanung und 
		  Bauordnung
		  HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Anwesen: Irma-Uhrbach-Str. 
Gemarkung/Flurnr./Stadtbezirk:  
Fl.Nr. 470/18 und 470/2, Gemarkung Perlach 
Neubau einer Wohnanlage (95 WE) mit Tiefgarage (93 Stpl.)   
(Irma-Uhrbach-Str./Ludwig-Erhard-Allee)

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 27.04.2017, Az. 602-1.2-2017-1419-31, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Auflagen/Abweichungen/Befreiungen erteilt.

Den Nachbarn, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist 
gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Bauge-

Amtsblatt_13.indd   191 08.05.17   14:53



Amtsblatt der Landeshauptstadt München – Nr. 13/2017

192

nehmigungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die vorge-
nannten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigen-
tümern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshaupt-
stadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für  
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal
baukommission, Blumenstraße 19 einsehen. Vereinbaren  
Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse  
plan.ha4-lbk-team31@muenchen.de.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Kla-
ge muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

– �Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Widerspruchs-
verfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. Es besteht 
keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch ein-
zulegen.

– �Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden. Die 
technischen und formalen Voraussetzungen zum elektroni-
schen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter  
www.vgh.bayern.de.

– �Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen die-
se Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung  
(§ 212 a Abs. 1 BauGB).
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 Satz 1 
VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die Antragsgeg-
nerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt München) und den 
Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben 
werden. Gegebenenfalls soll die angefochtene Verfügung in 
Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Antrags-
schrift sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beige-
fügt werden.
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

– �Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebüh-
renvorschuss zu entrichten. 

München, 27. April 2017	 Landeshauptstadt München
		  Referat für Stadtplanung und 
		  Bauordnung
		  HA IV – Lokalbaukommission

Hinweis auf Bekanntmachung im Amtsblatt  
der Landeshauptstadt München 

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 4 Satz 3 BayBO

Anwesen: Museumsinsel 1
Gemarkung/Flurnr./Stadtbezirk: Sektion VIII/14558/2
Zwischennutzung des Kongresssaalgebäudes des Deutschen 
Museums befristet auf 5 Jahre durch Umbau und Nutzungs-
änderung von einem Ausstellungsraum in zwei Veranstaltungs-
räume, eine Kaffeebar und einen Kiosk, von einem Laden in 
eine Gaststätte mit Erweiterung des Wirtsgartens sowie von 
Verwaltungsräumen des Planetariums in eine Büroeinheit

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 25.04.2017, Az. 602-1.111-2016-28098-21, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Auflagen/Abweichungen erteilt.

Gemäß Art. 66 Abs. 4 S. 3 BayBO kann die Zustellung der 
Baugenehmigung an die Nachbarn durch öffentliche Bekannt-
machung ersetzt werden. Aufgrund der Bedeutung des Vor-
habens für seine Umgebung und unter Berücksichtigung des 
Kreises potentiell Betroffener konnte die Zustellung durch  
öffentliche Bekanntmachung erfolgen.

Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung als be-
wirkt (Art. 66 Abs. 2 S. 6 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 125, einsehen. Ver
einbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-lbk-team21@muenchen.de bzw. Telefonnummer 
2 33-2 47 02.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 München, 
schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage 
muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt München) 
und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und 
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben,  
der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift  
beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
– �Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-

rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Widerspruchs-
verfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. Es besteht 
keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch ein-
zulegen.

– �Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden. Die 
technischen und formalen Voraussetzungen zum elektroni-
schen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter  
www.vgh.bayern.de.

– �Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung  
(§ 212 a Abs. 1 BauGB).
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Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 Satz 1 
VwGO). 

Der Antrag muss den Antragsteller, die Antragsgegnerin (in 
Ihrem Fall die Landeshauptstadt München) und den Gegen-
stand des Antrages bezeichnen. Die zur Begründung die-
nenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben wer-
den. Gegebenenfalls soll die angefochtene Verfügung in 
Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Antrags-
schrift sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beige-
fügt werden.
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

– �Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebüh-
renvorschuss zu entrichten. 

München, 25.April 2017	 Landeshauptstadt München
		  Referat für Stadtplanung und 
		  Bauordnung
		  HA IV – Lokalbaukommission

Bekanntmachung

Planfeststellung für das Vorhaben: „Bauliche Änderung 
des Mastes 1226 der 110-kV-Bahnstromleitung (BSL)  
Abzweig Karlsfeld – München Ost“ in der Stadt München, 
Gemarkung Feldmoching

Der Planfeststellungsbeschluss des Eisenbahn-Bundesamtes, 
Außenstelle München, vom 15.03.2017, Az. 651ppe/002-2016 
#012, liegt mit einer Ausfertigung des festgestellten Planes 
(einschließlich der Rechtsbehelfsbelehrung) 

in der Zeit 15.05.2017 bis einschließlich 29.05.2017 bei der 

Landeshauptstadt München, 
Referat für Stadtplanung und Bauordnung,
Blumenstraße 28b, 80331 München, 
Auslegungsraum 071 Erdgeschoss
(barrierefreier Eingang an der Ostseite des Gebäudes,  
Blumenstraße 28a),
während der Dienststunden
Montag bis Donnerstag von 9.00 Uhr bis 18.00 Uhr, Freitag 
von 9.00 Uhr bis 14.00 Uhr

zur allgemeinen Einsichtnahme aus.

Der Planfeststellungsbeschluss und der festgestellte Plan 
können auch nach vorheriger Terminvereinbarung beim Eisen-
bahn-Bundesamt, Außenstelle München, eingesehen werden.

Der Planfeststellungsbeschluss kann auch auf der Internetseite 
der Landeshauptstadt München unter folgendem Link abge-
rufen werden: www.muenchen.de/auslegung 
Rechtlich maßgebend sind gem. Art. 27a Abs. 1 Satz 4 BayV-
wVfg allerdings alleine die in Papierform ausliegenden Unter-
lagen.

Mit dem Ende der gesetzlichen Auslegungsfrist von zwei  
Wochen gilt der Beschluss den Betroffenen gegenüber,  
an die keine persönliche Zustellung erfolgt ist, als zugestellt 
(§ 74 Abs. 4 Satz 3 Verwaltungsverfahrensgesetz).

München, 2. Mai 2017	 Referat für Stadtplanung
		  und Bauordnung

Außerordentliche Bürgerversammlung  
des 5. Stadtbezirks – Au-Haidhausen

Die für den 22.02.2017 angesetzte außerordentliche Bürger-
versammlung im Stadtbezirk 5 – Au-Haidhausen fand wegen 
Überfüllung nicht statt. Sie wird am Donnerstag, den 
18.05.2017 um 19.00 Uhr in der TonHalle, Grafinger Str. 6, 
81671 München, nachgeholt.

Die Leitung der Bürgerversammlung werde ich persönlich 
übernehmen.
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Nichtamtlicher Teil

Buchbesprechungen

Mannek, Wilfried: Profi-Handbuch Wertermittlung von 
Immobilien. Vergleichswert, Ertragswert, Sachwert ... – 
10., aktual. Aufl. – Regensburg: Walhalla, 2016. 288 S. 
ISBN 978-3-8029-3947-1; € 29,95.

Das Werk stellt die gängigen Methoden der Wertermittlung 
von Immobilien vor, dazu gehören das Vergleichswert-, Ertrags-
wert- und Sachwertverfahren, um den Verkehrswert einer  
Immobilie möglichst exakt zu ermitteln. 
Der Band enthält die aktuellen Daten und Preisgrundlagen, 
die bei allen typischen Verkehrswertermittlungen benötigt 
werden. Grundlage für die Bewertung von Immobilien ist die 
Immobilienwertermittlungsverordnung, die in der Praxis durch 
weitere Richtlinien konkretisiert wird, insbesondere durch die 
aktuelle Sachwertrichtlinie sowie die neue Ertragswertricht
linie.
Das Sachwertverfahren wird ausführlich dargestellt. Der Ab-
schnitt enthält eine „Große Preistabelle – mit Gebäudetypen“, 
die alle Bauformen und Gewerbeimmobilien mit typischen und 
speziellen Sonderbauformen berücksichtigt. Zahlreiche Tabel-
len, Übersichten, Berechnungsbeispiele und Tipps veranschau-
lichen und erläutern den Text.
Das Handbuch wird durch eine Schnellübersicht am Beginn 
und jeweils ausführliche Inhaltsverzeichnisse vor jedem Kapi-
tel sowie durch ein Stichwortregister erschlossen.

Die Steuerberaterprüfung – Prüfung 2017. Hrsg. von Mi­
chael Preißer. – 16., überarb. und aktual. Aufl.- Stuttgart: 
Schäffer-Poeschel, 2017. ISBN 978-3-7910-3888-9; € 279.–
Bd. 1: Dominik Bressler, Andre Ossinger, Michael Preißer 
und Jürgen Schmidt: Ertragsteuerrecht. XXVII, 868 S. 
ISBN 978-3-7910-3766-0.
Bd. 2: Gerhard Kölpin, Torsten Maurer, Johann Missal 
und Michael Preißer: Unternehmenssteuerrecht und 
Steuerbilanzrecht. XXX, 761 S. ISBN 978-3-7910-3768-4.
Bd. 3: Christian Bähr, Michael Preißer und Volker Schmidt: 
Verfahrensrecht, Umsatzsteuerrecht, Erbschaftsteuer­
recht. XXIX, 902 S. ISBN 978-3-7910-3770-7.

Die drei Bände sind für die umfassende Vorbereitung auf die 
schriftliche Steuerberaterprüfung konzipiert. Sie vermitteln 
den gesamten Stoff der schriftlichen Prüfung. Die einzelnen 
Rechtsgebiete werden anhand von vielen Beispielen, Übungs-
fällen, Schaubildern und Übersichten dargestellt. Für jedes 
Prüfungsfach gibt es Tipps zu Klausuraufbau, Klausurtechnik 
und -taktik. Das Werk kann auch gut für die Steuerausbildung 
an den Master-Studiengängen der Hochschulen genutzt wer-
den.
Band 1 verschafft einen Überblick über das Ertragsteuer-
recht. Behandelt werden die Kernbereiche und übergreifen-
den Komplexe der Einkommensteuer, der Gewerbesteuer und 
des Internationalen Steuerrechts.
Band 2 gibt einen Überblick über das Unternehmenssteuer- 
und Steuerbilanzrecht. Die Autoren behandeln die Besteue-

rung von Einzelunternehmen und Personengesellschaften  
sowie das Körperschaftsteuer- und Umwandlungssteuerrecht.
Band 3 vermittelt einen Überblick über die Abgaben- und  
Finanzgerichtsordnung, über das stark von EU-Recht geprägte 
Umsatzsteuerrecht sowie das Erbschaft- und Schenkung-
steuerrecht einschließlich der Bewertung.
Die Neuauflage der Bände ist auf dem Rechtsstand vom  
31. Dezember 2016 und berücksichtigt die Auswirkungen von 
Gesetzesänderungen, wichtigen Verwaltungsanweisungen, 
höchstrichterlicher Rechtsprechung sowie der einschlägigen 
Richtlinien.

Handbuch Übernahmerecht nach dem WpÜG. Hrsg. von 
Nikolaos Paschos und Holger Fleischer. – 1. Aufl. – Mün­
chen: Beck, 2017. LVIII, 1176 S. ISBN 978-3-406-65623-1;  
€ 269.-

Das neue Handbuch bietet eine praxisnahe und zugleich wis-
senschaftlich vertiefte Darstellung des deutschen Übernahme-
rechts und des europäischen Rechts öffentlicher Übernahmen 
nach den Vorschriften des Wertpapiererwerbs- und Über
nahmegesetzes (WpÜG). 
Die Neuerscheinung erörtert die Rechts- und Praxisfragen  
sowohl aus Sicht des Bieters als auch aus Sicht der Ziel
gesellschaft. Das Handbuch klärt wichtige Fragen im Vorfeld  
einer Übernahme und erläutert praxisnah das Angebotsver-
fahren. Beschrieben werden Sondersituationen wie konkur
rierende Angebote und grenzüberschreitende Übernahmen.  
Zudem wird die Verwaltungspraxis der Bundesanstalt für  
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) dargestellt.

Münchener Kommentar zum Strafgesetzbuch. Hrsg. von 
Wolfgang Joecks und Klaus Miebach. – 3. Aufl. – München: 
Beck.
Bd. 3: §§ 80-184j StGB. Bandredakteur: Klaus Miebach. – 
2017. XLIX, 1861 S. ISBN 978-3-406-68553-8; € 319.–

Der Großkommentar aus der Reihe Münchener Kommentare  
erscheint in 8 Bänden. Das Werk beleuchtet die neuen Ent-
wicklungen des Strafrechts für die Praxis auf wissenschaftli-
chem Fundament. Im Mittelpunkt der Kommentierung stehen 
die Vorschriften des Strafgesetzbuches, dabei wird die neu-
este Rechtsprechung und Literatur ausgewertet. Der Aufbau 
der Darstellung folgt einer einheitlichen Struktur. Die Erläute-
rung beginnt mit der Erörterung des Zwecks und der Rechts-
natur der Norm. Die tatbestandlichen Voraussetzungen wer-
den jeweils vom Wortlaut ausgehend erläutert. 
Der Band 3 umfasst den ersten bis dreizehnten Abschnitt des 
Besonderen Teils des StGB, einschließlich des neuen Sexual-
strafrechts. In der Neuauflage wurde die gesamte Kommen-
tierung gründlich aktualisiert, u.a. wurden die Auswirkungen 
des 48. und 49. StRÄndG, des Gesetzes zur Stärkung der 
Rechte von Opfern sexuellen Missbrauchs und des Gesetzes 
zur Verbesserung des Schutzes der sexuellen Selbstbestim-
mung dargestellt. 
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Die wichtigsten Aushanggesetze für den öffentlichen 
Dienst. – 20. Aufl., Stand Jan. 2017. – Freiburg i. Br.:  
Haufe, 2017, 583 S. ISBN 978-3-648-08854-8; € 21,80.

Zu den so genannten Aushanggesetzen gehören vom Gesetz-
geber speziell ausgewählte Arbeitsschutzgesetze und -ver-
ordnungen. Jeder Arbeitgeber, der bestimmte betriebliche 
oder arbeitnehmerbezogene Voraussetzungen erfüllt, muss 
diese Gesetze in der aktuellen Fassung für die Arbeitnehmer 
leicht zugänglich aushängen. Die Textausgabe ist auf dem 
Rechtsstand Januar 2017.
In die Broschüre sind zusätzliche besondere Vorschriften für 
den öffentlichen Dienst aufgenommen. Abgedruckt ist das 
Bundesgleichstellungsgesetz und die entsprechenden Länder-
gesetze für den öffentlichen Dienst.
Die Broschüre ist mit einer Lochung für den Aushang vorbe-
reitet.

Vorsorgerecht. Vollmacht, Patientenverfügung,  
lebzeitige Verfügungen. Kommentar. Hrsg. von  
Dietmar Kurze. – München: Beck, 2017. XXIX, 593 S.  
ISBN 978-3-406-68722-8; € 85.-

Der neue Kommentar aus der gelben Reihe des Beck-Verlages 
behandelt die einschlägigen Gesetze für Vorsorgeregelungen. 
Relevante medizinische Fachbegriffe werden verständlich er-
läutert.
Das interdisziplinäre Autorenteam erörtert die Vorschriften 
aus dem BGB zu Geschäftsfähigkeit, Vollmacht, Auskunft, 
Auftrag, Schenkung, Regress, Elternunterhalt und Vormund-
bestimmung, Betreuungsrecht und Patientenverfügung.  
Eingegangen wird auch auf Vorsorgeregelungen mit gesell-
schaftsrechtlichem Bezug. Die einschlägigen Verfahrensvor-
schriften, z.B. aus ZPO, FamFG, GBO, BeurkG, Betreuungs-
behördengesetz und Vorsorgeregister-Verordnung werden 
erläutert, ebenso werden Aspekte der Vorsorgeregelungen 
mit Auslandsbezug behandelt.

Schorkopf, Frank: Staatsrecht der internationalen Bezie­
hungen. – 1. Aufl. – München: Beck, 2017. XXXIV, 707 S. 
ISBN 978-3-406-70783-4; € 99.–

Grenzüberschreitende Sachverhalte und überstaatliche Kons-
tellationen des deutschen Staatsrechts werden in dem großen 
Lehrbuch ausführlich erörtert. 
Entsprechend der Konzeption der „Großen Lehrbücher“ aus 
dem Beck-Verlag bietet das Werk sowohl eine studienorien-
tierte Einarbeitung als auch die wissenschaftliche Vertiefung 
von Fragen und Praxisproblemen. Die Neuerscheinung stellt 
das Rechtsgebiet im Sinne eines German Foreign Relations 
Law dar – mit vielen Beispielen aus der Rechtsprechung, Ge-
setzgebung und Verwaltungspraxis.

Pritzsche, Kai Uwe und Vivien Vacha: Energierecht.  
Einführung und Grundlagen. – 1. Aufl. – München: Beck, 
2017. XXXII, 417 S. ISBN 978-3-406-69560-5; € 49.–

Die Neuerscheinung gibt einen Überblick über das Energie-
recht und seine Grundlagen. Behandelt sind die Märkte für 

Strom, Gas und Fernwärme, dabei wird auch die europäische 
Ebene berücksichtigt. Die Schnittstellen zwischen Energie-
recht und Umwelt-, Wettbewerbs- und Steuerrecht werden er-
läutert. Die Darstellung der Verfahren und Rechtsschutzmög-
lichkeiten rundet die Einführung ab. 
Der Anhang beschreibt die Verflechtungen zwischen Instituti-
onen und Akteure. Zahlreiche illustrierte Grafiken im Buch 
verdeutlichen die Zusammenhänge. Weiterführende Literatur-
hinweise ermöglichen die gezielte Vertiefung.

Steuerhandbuch für das Lohnbüro. Alle für den Lohn­
steuerabzug durch den Arbeitgeber benötigten Gesetzes­
texte, Richtlinien, bundeseinheitlich geltenden Verwal­
tungserlasse und amtlichen Vordruckmuster. Bearb. von 
Jürgen Plenker. – 23. Aufl., Rechtsstand 1.1.2017. – Hei­
delberg: Rehm, 2017. 664 S. ISBN 978-3-8073-2595-8;  
€ 54,99.

Das Steuerhandbuch bietet den Mitarbeitern in Lohn- und 
Personalbüros praxisnah aufbereitete Informationen rund  
um die Lohnsteuer. Der Band beinhaltet alle relevanten Rege-
lungen aus dem Einkommensteuergesetz, der Lohnsteuer-
Durchführungsverordnung und den Lohnsteuer-Richtlinien, 
außerdem Verwaltungserlasse, Einzelvorschriften und Vor-
druckmuster. Den Schwerpunkt des Handbuches bildet die 
praxisgerechte Zusammenführung aller zu beachtenden Vor-
schriften aus Durchführungsverordnung und Richtlinien mit 
dem jeweiligen Gesetzesparagraphen, die die Handhabung  
im konkreten Fall erleichtert.
Die jährliche Erscheinungsweise des Bandes gewährleistet 
die nötige Aktualität.

Handbuch Erbschaftsteuer und Bewertung: Bewertungs­
gesetz, Erbschaft- und Schenkungsteuergesetz, Grund­
erwerbsteuergesetz, Grundsteuergesetz 2016. – Mün­
chen: Beck, 2017. XXIII, 1381 S. (Schriften des Deutschen 
Wissenschaftlichen Instituts der Steuerberater e.V.)  
ISBN 978-3-406-69100-3; € 59.- 

Das Veranlagungshandbuch gibt jährlich einen umfassenden 
Überblick zur Erbschaftsteuer und Bewertung.
Zunächst werden das Bewertungsgesetz, das Erbschaftsteuer-
gesetz, das Grunderwerbsteuergesetz und das Grundsteuer-
gesetz geschlossen wiedergegeben. Vorangestellt sind tabel-
larische Übersichten der seit der letzten Neubekanntmachung 
der Gesetze ergangenen Änderungen.
Der Hauptteil bietet in systematischer Zuordnung die Vor-
schriften des Bewertungsgesetzes in Verbindung mit den zu-
gehörigen Durchführungsverordnungen, den BewRGr, den 
ErbStR 2011 und ErbStH 2011. Es folgen in gleicher Weise 
aufbereitet jeweils die weiteren Gesetze mit den zusätzlichen 
einschlägigen Verordnungen, Erlassen und Verwaltungs
anweisungen. Der Band gibt Rechtsprechungsübersichten  
zu allen vier Rechtsgebieten. 
Der Anhang enthält u.a. ein ABC der Abgrenzung der Betriebs-
vorrichtungen sowie die Immobilienwertermittlungsverordnung 
und Auszüge aus dem Baugesetzbuch und aus dem Bundes-
kleingartengesetz, Musterformulare, die Allgemeine Verwal-
tungsanweisung zur Erbschaftsteuer und ein Verzeichnis der 
Erbschaftsteuer-Finanzämter.
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Markenrecht. Markengesetz. Verordnung über die Unions­
marke (UMV). Kommentar. Hrsg. von Annette Kur;  
Verena von Bomhard und Friedrich Albrecht. – 1. Aufl. – 
München: Beck, 2017. XXXVIII, 2392 S. ISBN 
978-3‑406‑64792-5; € 199.-

Die Neuerscheinung kommentiert das Markengesetz sowie 
die jüngst novellierte europäische Unionsmarkenverordnung. 
Die Erläuterungen folgen einem systematisch-einheitlichen 
Aufbau und zeichnen sich durch hohe formale Einheitlichkeit 
aus. 
Wichtig ist die Einbettung des Markenrechts in den gesamten 
Rechtsrahmen. Sowohl auf Parallelen als auch auf Abwei-
chungen von deutschem und europäischem Recht wird aus-
drücklich hingewiesen. Der Kommentar weist einen starken 
Praxisbezug auf und orientiert sich an der aktuellen Recht-
sprechung. 
Zahlreiche Beispiele, Rechtsprechungsübersichten und weiter-
führende Details erleichtern das Verständnis.
Ein differenziertes Sachregister erschließt den Kommentar.

Formularbuch Umwandlungen. Gesellschaftsrecht,  
Steuerrecht ... Hrsg. v. Richard L. Engl. – 4., neubearb. 
und erw. Aufl. – München: Beck, 2017. XXXIV, 1550 S. 
ISBN 978-3-406-68079-3; € 189.–

Das Handbuch umfasst die im Wirtschaftsleben am häufigs-
ten vorkommenden Arten von Umwandlungen: Verschmel-
zung, Spaltung, Realteilung, Ausgliederung/Einbringung/ 
Tausch und Formwechsel. Die Umstrukturierungen werden für 
die gängigsten Rechtsformen AG, AG & Co. KG, GmbH, 
GmbH & Co. KG, OHG, PartG anhand von 28 Formularen dar-
gestellt. Die Erläuterungen verzahnen die von Umwandlungs-
vorgängen betroffenen Rechtsmaterien des Zivil-, Handels- 
und Gesellschaftsrechts, Bilanz- und Steuerrechts, des 
Arbeits- und Kartellrechts sowie des Kostenrechts.
In die aktuelle Ausgabe wurden Formulare zur „Abspaltung 
von Enkel-GmbH auf Tochter-GmbH zur Aufnahme“ sowie zur 
Ausgliederung auf sog. „Treuhand KG“ aufgenommen. Einge-
arbeitet wurden das Amtshilferichtlinie-Umsetzungsgesetz, 
das sog. Kroatien-Anpassungsgesetz und das Steuerände-
rungsgesetz 2015. Die Ausführungen zum Kostenrecht wur-
den komplett überarbeitet, da die KostO durch das Gerichts- 
und Notarkostengesetz ersetzt wurde. 
Die Formulare und Erläuterungen sowie zitierte Gesetze, Ur-
teile und Erlasse sind über den Freischaltcode des Werkes in 
beck-online zugänglich.
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